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Zu den Berichten dieser Ausgabe 

Dievergangenen Wochen und Monate haben besonders uns 
aktiven Gewerkschaftern bittere Erfahrungen gebracht. 

Es sind nicht allein die härter werdenden Angriffe der 
Unternehmer auf die Lohn- und Arbeitsbedingungen, die 
Erschwerung der gewerkschaftlichen Arbeit im Betrieb durch 
die Unternehmensleitungen, die wachsende Welle von 
Betriebsstillegungen und Entlassungen auf Grund von 
Absatzschwierigkeiten und Überproduktion, der sich die 
Gewerkschaftskollegen gegenübersehen - es ist auch die 
Tatsache zu verzeichnen, daß die Organisationen selbst 
bisher keinen ernsthaften Widerstand geleistet haben gegen 
diese Flut, wenn wir von den wortradikalen Erklärungen wie 
.Klassenkampf von oben# absehen. 

Der Skandal um die Neue Heimat 

Es sind in noch größerem Maße Ereignisse, die in den 
Gewerkschaften und in den mit den Gewerkschaften 
verbundenen Organisationen wie der Neuen Heimat abliefen, 
die uns das Leben schwer machen. Unternehmer und 
unorganisierte Kollegen fragen uns spöttisch, welchen Sinn es 
denn eigentlich habe, Gewerkschaftsbeiträge zu zahlen und 
zu welchem Zweck wir denn eigentlich noch gewerkschaftlich 

aktiv seien - wenn in den Spitzen unserer Organisationen 
gerade solche Verhältnisse herrschten, wie wir sie doch bei 
den Unternehmern und ihren Managern bekämpften. Wie-so 
werden wir gefragt -sei esdenn eigentlich bestellt um unsere 
gewerkschaftlichen Kampffonds, die doch bestimmt gewesen 
seien als Grundlagefür schlechte Zeiten, wenn wir um unsere 
Existenz kämpfen müßten. Jetzt naht diese Zeit. und wie ste- 
hen die Gewerkschaften finanziell da? 

Mitglieder und Vertrauensleute in den Betrieben sind 
Zielscheibe des Spottes der Feinde der Gewerkschaften und 
der Arbeiterbewegung und müssen den Rücken hinhalten, 
während die in unserer Organisation Verantwortlichen uns 
beruhigen wollen, sie hätten von alledem, was da z. B. in der 
Neuen Heimat und in den Gewerkschaftsspitzen passiert sei, 
nichts gewußt - aber jetzt würde alles offengelegt werden. 
Unsere leitenden Funktionäre haben in der Vergangenheit 
zuviel Vertrauen genossen, sie konnten tun, was sie für richtig 
hielten. Jetzt müssen wir die Rechnung bezahlen. Welchem 
bisher unorganisierten Kollegen können wir noch erklären, er 
müßte doch in die Gewerkschaft eintreten, und welcher 
Kollege wird in Zukunft noch bereit sein. seine Beiträge zu 
erhöhen? Wächst nicht irn Gegenteildie Gefahr, daß mehr und 
mehr Kollegen den Gewerkschaften den Rucken kehren? 



Der Zumutbarkeitserlaß 

Regierung und Gewerkschaftsführung haben zusammen 
mit den Arbeitsämtern uns immer wieder gesagt, es sei 
notwendig, sich beruflich und fachlich weiter zu qualifizieren, 
um auch in Krisenzeiten eine Existenz zu behalten. Und was 
zeigt sich jetzt? Facharbeiter und qualifizierte Kollegen, die 
darauf vertrauten. müssen ietzt auf ihre Qualifikation 
verzichten und sich im Falle *der Arbeitslosigkeit von den 
Arbeitsämtern herunterstufen lassen auf eine schlechter 
bezahlte Arbeit. Wir müssen in Zukunft, wenn wir einen 
Arbeitsplatz haben wollen, Qualifikationen billiger verkaufen 
als bisher. Und welcher Unternehmer wird in Zukunft Fachar- 
beiterlöhne zahlen, wenn er mit Hilfe des Arbeitsamtes billige- 
re Arbeitskräfte geliefert bekommt, die auch Fachkräfte sind? 

Die Gewerkschaften haben gegen diese jüngsten Maßnah- 
men protestiert. Dieser Protest muß tatkräftig unterstützt 
werden. Denn diese Maßnahmen werden die Arbeitslosigkeit 
unter den bisher weniger qualifizierten Kollegen rapide 
ansteigen lassen und so den Abstiegsprozeß der Arbeiter und 
Angestellten vorantreiben. Wo ist da das Ende? 

Die Tarifpolitik stagniert 

Auch auf dem ureigensten Gebiet ihrer Tätigkeit, der 
Tarifpolitik, versinkt die Aktivität und Tätigkeit der Gewerk- 
schaftsführungen immer mehr in formale Abschlüsse mit den 
Unternehmern, die dann den Betriebsräten zuschieben, die 
ausgehandelten Abmachungen und Verträge im Betrieb 
umzusetzen. Aber wie soll denn die Belegschaft oder der Be- 
triebsrat eines einzelnen Betriebs - selbst unter den gün- 
stigsten betrieblichen Bedingungen - die Zusammenarbeit 
der Arbeiter und Angestellten mit anderen Betrieben erset- 
zen können?! Dabei bleiben die Kollegen in den kleinen Be- 
trieben als erste auf der Strecke - zum Nachteil aller. Eine 
solche Vorgehensweise der Gewerkschaften kann nur da- 
zu führen, daß die Betriebsräte vernutzt werden - wenn 
sie sich gegen diese Rolle nicht wehren. So wird doch gerade 
in einer Zeit, wo wir die gewerkschaftliche Solidarität und den 
gewerkschaftlichen Kampf dringender denn je vorbereiten 
müssen, die Gewerkschaft praktisch lahmgelegt. 

Gängelung von aktiven Gewerkschaftern 

Demgegenüber sahen wir nicht nur Rückzug und Resigna- 
tion. Eine Reihe von Kollegen beginnen sich darüber 
Gedanken zu machen, daß es an der Zeit ist, dieser 
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- für das Recht, daß sich aktive Betriebsbelegschaften bzw. 
ihre Vertreter mit anderen Belegschaften zur gewerk- 
schaftspolitischen Aussprache und Beratung von Abwehr- 
maßnahmen in Verbindung setzen können. 

- für die Schaffung von Möglichkeiten, mit denen auch 
einfache aktive Mitglieder Einfluß nehmen können in der 
Gewerkschaft. 

- für eine Korrektur der Gehälter unserer leitenden Funktio- 
näre in einem dem Facharbeiterlohn entsprechenden 
Verhältnis. 

Die in dieser Ausgabe veröffentlichten Berichte dienen 
dazu, die Notwendigkeit dieser Forderungen zu unterstrei- 
chen. Wir wissen, daß sie nur ein kleiner Ausschnitt aus der 
Vielfalt ähnlicher Erfahrungen sind und fordern unsere Leser 
auf, uns über ihre Erfahrungen zu berichten. 

Entwicklung entgegenzutreten, statt zu resignieren. Sie 
werden in Betrieben und Gewerkschaften aktiv und stoßen 
dabei nicht nur auf den Widerstand der Unternehmer, sondern 
oft auch auf Widerstand der Gewerkschaftsspitzen. Aus- 
schlüsse nehmen zu, Verbote und Behinderungen von Ge- 
werkschaftskollegen, die in den Betrieben Infos heraus- 
geben oder Verbindung mit anderen Betrieben aufnehmen 
wollen. Mit Hilfe von Statuten und mit ihrer Anwendung zum 
Schaden der Gewerkschaften sollen diese eigenen Aktivitäten 
von unten gebrochen werden. 

Vorschläge zur Wiederherstellung 
des gewerkschaftlichen Ansehens 

All das können wir im Interesse der Zukunft der deutschen 
Arbeiter nicht passiv hinnehmen. Wenn wir das gewerk- 
schaftliche Ansehen bei den Arbeitern und Angestellten 
wieder herstellen wollen - dann müssen die aktiven Kolle- 
gen sich zusammenschließen, um einzutreten 

- für die Wiederaufnahme der ausgeschlossenen Kollegen, 
für die >>Aktiven Metaller<< bei HDW-Hamburg, für die 
Kollegen bei Daimler-Benz, Hoechst usw. 
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Der Skandal um die ,,Neue Heimat" 

Wie ist die Neue Heimat entstanden? 

Mit der kapitalistischen Industrialisierung in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts wurden die verarmten Menschen 
gezwungen,.vom Land in die Städte zu strömen, um Arbeit zu 
finden. Dies führte zu einer heute unvorstellbaren Wohnungs- 
not. Die Fabrikbesitzer interessierte es überhaupt nicht, wo 
und unter welchen Bedingungen ihre Arbeiter und Angestell- 
ten lebten. Im ländlichen Ruhrgebiet des 19. Jahrhunderts war 
die Situation etwas anders, da die Unternehmer zur 
Industrialisierung überhaupt erst Arbeitskräfte holen und sie 
in Werkswohnungen unterbringen mußten. 

Die privaten Hausbesitzer nutzten die große Wohnungsnot 
aus, indem sie billige lichtlose Mietskasernen bauten und 
durch hohe Mieten die verarmten Arbeiterfamilien zusätzlich 
ausbeuteten. Es bestanden für die Arbeiter und Angestellten 
keine Wohn- und Mietrechte. Wer keine Miete bezahlen 
konnte oder dem Hausbesitzer unangenehm auffiel, wurde 
kurzerhand mit Kind und Kegel auf die Straße gesetzt. Um der 
Willkür und den Schikanen der Hausbesitzer und dem 
Wohnungselend entgegenzuwirken, wurden zwischen 1860 
und 1914 die ersten Wohnungsbaugenossenschaften und 
Arbeiterbauvereine von Gewerkschaftsmitgliedern gegründet. 
Den Mitgliedern mußte dabei aber klar sein, daß diese 
Einrichtungen nur Hilfsmittel der Arbeit sein durften. 

In den 20er Jahren, nach dem 1. Weltkrieg, wurden die 
ersten Wohnungsbaugesellschaften von den Gewerkschaften 
als Organisation gegründet. 1924 wurde die GEWOBAG - 
Gemeinnützige Wohnungsbau AG - und 1926dieVorläuferin 
der Neuen Heimat. die Gemeinnützige Kleinwohnungsbau- 
gesellschaft Groß Hamburg GmbH (GKB), gegründet. 

Bis 1933 hatten die gewerkschaftseigenen Wohnungsbau- 
unternehmen 80.000 Wohnungen gebaut. Das gesamte 
Gewerkschaftsvermögen einschließlich der Wohnungen 
konnte 1933 von den Nazis widerstandslos beschlagnahmt 
und für ihre faschistischen Zielsetzungen ausgeschlachtet 
werden. Sie waren es auch, die die Wohnungsbaugesellschaf- 
ten, die sie sich angeeignet hatten, 1939 unter dem Namen 
.>Neue Heimat<< zusammenfaßten. 

Die Entwicklung nach 1945 

Nach dem verlorenen 2. Weltkrieg übernahmen die 
Besatzungsmächte die gewerkschaftseigenen Wohnungsbau- 
gesellschaften unter treuhänderische Verwaltung. Von 1950 
bis 1954 wurde den Gewerkschaften das beschlagnahmte 
Vermögen einschließlich der Wohnungsbaugesellschaften 
wieder zurückgegeben. Nachdem die Einzelgewerkschaften 
unter der Dachorganisation des DGB zentralisiert wurden, 
konnten auch die einzelnen gewerkschaftseigenen Woh- 
nungsgesellschaften unter einer Muttergesellschaft, die den 
Namen .Neue Heimat Hamburgce trug, organisiert und zentra- 
lisiert werden. 

Durch die Zerstörung von 2,3 Millionen Wohnungen und 
den Zustrom von 12 Millionen Flüchtlingen war ein noch nie 
dagewesener Wohnungsbedarf entstanden. Dieser große 
Wohnungsbedarf, verbilligte staatliche Kredite und die oben 
genannte organisatorische Voraussetzung führten im allge- 
meinen wirtschaftlichen Aufschwung dazu, daß die gewerk- 
schaftseigene Neue Heimat heute die größte sog. gemein- 
nützige Wohnungsbaugesellschaft ist.' 

1 Bei der Diskussion um die Neue Heimat tauchen zwei verschiedene 
Begriffe auf: 
nGemeinnützigkeit* ist ein juristischer Begriff. Im Steuerrecht ist festge- 
legt, welche Bedingungeneine Gesellschafterfüllen muß @.B. nur4OhVer- 
zinsung des Grundkapitals), um sich gemeinnützig nennen zudürfen und 
damit von Umsatz-, Ertrags- und Vermögenssteuern befreit zu werden; 
mGemeinwirtschaftlichkeit~ ist ein politischer Begriff. Die gemeinwirt- 
schaftlichen Unternehmen sollen nach Meinung ihrer Verfechter 
=entweder eine Ergänzung zu marktwirtschaltlichen Systemen sein oder 
überall dort tätig werden, wo privatwirtschaftliche Unternehmen be- 
stimmte Funktionen nicht übernehmen- (Metall. Nr. 5 vom 3. 3. 1982). 

Schon Mitte der 50er Jahre war die Neue Heimat vom reinen 
Wohnungsbau dazu übergegangen, ganze Stadtteile ein- 
schließlich Einkaufszentren, Schulen, Kindergärten und 
sonstigen Kommunaleinrichtungen zu bauen. 

Alle gewerkschaftlichen und genossenschaftlichen Einrich- 
tungen waren in den Anfängen und bis zum Ende der 60er 
Jahre gewerkschaftspolitisch wirkungsvoll. Sie wurden von 
den Gewerkschaftsmitgliedern und den betroffenen Mietern 
zumindestens moralisch unterstützt und getragen. Eine neue 
Wohnung mit Küche, Bad und Balkon war für Menschen, die 
nach dem 2. Weltkrieg aus regelrechten Löchern und Notun- 
terkünften kamen, tatsächlich im Sinnedes WorteseinenNeue 
Heimat<<. Die Mieter brauchten keine Angst mehr zu haben, 
daß sie wegen einer Kleinigkeit auf die Straße gesetzt wurden. 
Keine Willkür mehr durch private Hausbesitzer usw. Solche 
spürbaren sozialen Erfolge stärkten nicht nur die Neue 
Heimat, sondern auch die Gewerkschaften und die SPD. 

In den 50er und 60er Jahren kam esaberauch zueiner Iden- 
tifizierung der verbesserten Wohnverhältnisse mit einer 
Verbesserung der Lebensverhältnisse der Arbeitnehmer ins- 
gesamt in der BRD. Sie hatten ihren Anteil am Aufstieg des 
Kapitalismus. Dem wurde auch in der Ideologie der SPD, der 
Gewerkschaften und der Vorstände der Neuen Heimat 
Rechnung getragen. Hierzu zwei Zitate aus einem Aufsatzvon 
Heinrich Plett, Geschäftsführer der Neuen Heimat in den 50er 
Jahren aus dem Jahre 1948 inderZeitschriftnGemeinnütziges 
Wohnungswesen<c, zitiert nach G.A. Salander, Bremen im 
Wandel von sechs Jahrzehnten, Bremen 1977, S. 166. 

Nachdem die Gewerkschaften sich aufgrund ihrer früheren 
Erfahrungen nach dem Krieg straffer organisiert hätten, 
könnten sie sich nicht mehr nur darauf beschränken, »Lohn- 
und Tarifbestimmungen zur Hebung des Lebensniveaus der 
Arbeitnehmer zu verbessern oder neue Verträge abzuschlie- 
ßen, (sondern) sie müssen nunmehr auch i n  die Wirtschaft 
eindringen, um durch möglichst unmittelbare Einflußnahme 
mit ihren Organisationen und Unternehmungen zu versuchen, 
die Lebensbedingungen der vertretenen Arbeitnehmerschich- 
ten zu heben-. 

,>Die Bebauungspläne . . . sollten ohne Rücksicht auf 
Bodenqualität sowie auf Stand und Beruf der zukünftigen 
Bewohner in guten Wohnlagen die Schaffung gesunder 
Wohnungen zum Ziel haben und die abgesonderten Wohn- 
viertel der Vergangenheit und deren Aufteilung nach Ge- 
sichtspunkten der sozialen Stellung der Bewohner ausschlie- 
ß e n . ~  

Durch eine nicht mehr klassenmäßige Absonderung 
verschiedener Gesellschaftsklassen in den neugebauten 
Stadtteilen sollte auch eine Verwirklichung der Aufhebung 
gesellschaftlicher Klassen und Klassengegensätzeerfolgen- 
und dies schien auch in den 50er und 60er Jahren weitgehend 
verwirklicht werden zu können. 

Innerhalb der Gewerkschaften hatten die gemeinwirtschaft- 
lichen Unternehmen noch eine weitere Bedeutung, die Kurt 
Hirche, von 1952-1955 Leiter der Hauptabteilung Wirt- 
schaftspolitik des DGB-Bundesvorstands, folgendermaßen 
umschrieb: ..Mit diesen Unternehmen und Einrichtungen 
wollen die Gewerkschaften zeigen, daß sie die Methoden des 
modernen Wirtschaftens ebenso beherrschen wie private und 
öffentliche Unternehmer und der geschulte, organisierte 
Arbeitnehmer reif und fähig für die wirtschaftliche Mitbe- 
stimmung ist.« (Kurt Hirche, Die Wirtschaftsunternehmen der 
Gewerkschaften, Düsseldorf 1966) 

Das Florieren eigener Unternehmen wird als Ausweis und 
Eintrittspreis verstanden, um als Partner in der kapitalistischen 
Wirtschaft anerkannt zu werden. Man meint, einen sozialeren 
Kapitalismus einführen zu können, in dem esauch den Arbei- 
tern gestattet wird mitzuentscheiden. 

Solange die staatlichen zinsverbilligten Darlehen und verlo- 
renen Zuschüsse reichlich flossen,der Wohnungsbau florierte 



und die gewerkschaftlich organisierten Kollegen bevorzugt 
die Wohnungen von der Neuen Heimat erhielten, stand auch 
das Verhalten der Vorstände in den gewerkschaftlichen Unter- 
nehmungen nicht zur Debatte2. 

Verluste bei der Neuen Heimat 

Die Entwicklung der Neuen Heimat 
zum Superkonzern 1969 

Wie bei allen kapitalistischen Unternehmungen ist auch eine 
gewerkschaftseigene Wohnungsbaugesellschaft bei Strafe 
ihres eigenen Untergangs gezwungen, sich ständig zu 
vergrößern und zu expandieren. 1969 wurde die zweite 
~ u ~ t e r ~ e s e l l s c h a f t  mit 5 ~ochter~esellschaften gegründet: die 
Neue Heimat Städtebau; und ihre Tochtergesellschaften 

- die Neue Heimat Kommunal (Umweltschutz) 

- die Gesellschaft für lndustrieansiedl ung 

- die Beratungsgesellschaft Gewerbebau 
(multifunktionale Zentren) 

- die Neue Heimat International mit 
Beteiligungsgesellschaften in Europa und Übersee 

- die Neue Heimat lnterconsult 
(Beratung von Entwicklungsländern) 

Nach der Gründung der Neuen Heimat Städtebau 1969 war 
die Voraussetzung geschaffen, nicht nur auf nationaler, 
sondern auch auf internationaler Ebene zu agieren und in 
andere Branchen wie z.B. Industrieansiedlung, Gewerbebau 
usw. einzusteigen. Die gewerkschaftseigenen Unternehmen 
im Wohnungsbau und in den anderen Branchen waren daher 
immer weniger selbst von den eigenen Aufsichtseinrichtungen 
der Gewerkschaften zu kontrollieren. 

So wurde aus Einrichtungen,diesich Gewerkschafterin den 
Anfängen der Arbeiterbewegung geschaffen hatten, um sich 
gegen die zusätzliche Ausbeutung durch die Hausbesitzer im 
Kapitalismus zu wehren, und die in Teilen der Gewerkschafts- 
bewegung als Keimform einer sozialistischen Gesellschaft 
verstanden wurden, ein Unternehmen, das sich völlig 
losgelöst hat von Kontrollmöglichkeiten durch seine Eigen- 
tümer - die Gewerkschaften - und nur noch den Gesetzen 
kapitalistischer Konkurrenz folgt (und das noch nicht einmal 
gut; siehe Kasten d/erluste.. .<<). 

In der Krise der 70er Jahre 

In der wirtschaftlichen Kriseder70er Jahre vertiefen sich die 
gesellschaftlichen Widersprüche. Dies zeigt sich an den 
verschärften Tarifauseinandersetzungen, aber auch an der 
Umverteilung der spärlicher fließenden Staatseinkünfte, ent- 
sprechend den herrschenden Kräfteverhältnissen, zugunsten 
der Unternehmer. 

In der Wohnungspolitik wirkt sich das folgendermaßen aus: 
Verteuerungen im Mietwohnungsbau werden nicht mehr im 
gleichen Maß wie früher durch staatliche Subventionen aufge- 
fangen, wodurch früher ein erträgliches Mietniveau für die 
Lohnabhängigen erreicht wurde. Staatliche Subventionen 
fließen stattdessen vermehrt in die Förderung des Eigenheim- 
baus und in die Luxusmodernisierung. Auch dies sind 
inzwischen Felder, die die Neue Heimat reichlich beackert. 
Dieser Subvention, die umso höher ist, je mehrder Begünstig- 
te bereits besitzt. wird noch ein soziales Mäntelchen umge- 
hängt, indem erklärt wird, daß jeder, der ein Eigenheim baut 
oder erwirbt, eine Mietwohnung freimacht und ein Wohnungs- 
suchender in die freiwerdenden Wohnungen nhineinsickert. 
(sog. nSickertheorieg1). Diese Theorie funktioniert in der Praxis 
nur zu einem geringen Teil. 

2 Selbst eine solche Affäre wie der Baulandskandal Ende der 60er Jahre in 
Bremen, in die Richard Boljahn als DGB-Kreisvorsitzender. NeueHeimat- 
Aufsichtsratsvorsitzender und Fraktionsvorsitzender in der Bremer 
Bürgerschaft entscheidend verwickelt war - es ging um Bodenspekula- 
tion enormen Zuschnitts - hatte nur dazu geführt, daß er politische und 
gewerkschaftliche Amter aufgeben mußte, aber einen lukrativen Posten 
bei der Neuen Heimat übernehmen konnte. 

In ihrem Bemühen, ebensonmodern. zu wirtschaften wiedie 
Privatunternehmer, sind die gemeinwirtschaftlichen Unter- 
nehmen der Gewerkschaften momentan nicht sehr erfolg- 
reich. Laut einer Studie der Unternehmensberaterfirma 
McKinsey (unter Gewerkschaftern als Jobkiller bekannt), 
deren Kernaussagen in der Zeitschrift Capital 1 /82 veröffent- 
licht wurden, fanden die Prüfer #hinter der Fassade des 
Bauimperiums~~ etwas, was .>die Gewerkschaften als Allein- 
gesellschafter erschüttern (muß): Spitzengehälter, stabile 
Verluste, mieses Image und Managementfehler«. Die Verluste 
der Neuen Heimat sollen sich inzwischen auf eine halbe 
Milliarde summiert haben. 

Darüber, daß gerade McKinsey mit der Prüfung beauftragt 
wurde, kann Capital sogar höhnen: .>Geht es aber um Miß- 
management i n  den eigenen Reihen, setzt der DG B offensicht- 
lich lieber nicht auf die Qualität der gewerkschaftlichen 
Rechenkünstler.- 

Besser scheint es laut Wirtschaftswoche vom 12. 2. 1982 
auch bei der Bank für Gemeinwirtschaft nicht auszusehen. 
Statt Gewinne an die Gewerkschaften ausschütten zu können, 
mußten die Gewerkschaften und anderen Gemeinwirtschafts- 
unternehmen im Januar 1982 selbst bare Kasse für ihre Bank 
leisten. D.h., die Bankverluste mußten durch Mitgliederbei- 
träge gedeckt werden. 750 Mio DM ungedeckter Polen-Kredite 
sind dabei noch nicht einmal berücksichtigt. C 

Bei sinkendem ~ealeinkommen, zunehmenderArbeitslosig- 
keit, Abbau von Sozialleistungen etc. machen sich Verteue- 
rungen der Wohnung, verursacht durch Zinsanhebung für 
kommunale Darlehen, degressive Zinssubvention, Erhöhung 
der Nebenkosten wie Strom, Wasser, Gas etc. besonders 
empfindlich bemerkbar. 

Alle diese Erhöhungen werden als Mietkosten von der 
WohnungsverwaltungdenMietern in Rechnunggestellt.0b sie 
an der Verteuerung schuld ist oder nicht, der Neuen Heimatals 
Vermieterin werden diese Erhöhungen angelastet, so wie zu 
besseren Zeiten die günstigen Mieten positiv für sie wirkten. 

Die Auswirkungen des Skandals um die 
Neue Heimat auf die Gewerkschaftsarbeit 

In einem solchen Moment wird die Enthüllung des Gebarens 
der Vorstände des gewerkschaftseigenen Baukonzerns mit 
besonderer Aufmerksamkeit von den Kollegen und Mietern - 

wahrgenommen. Das Mißtrauen hat bereits begonnen mit der 
Entwicklung der Neuen Heimat zum Superkonzern Ende der 
60er Jahre. Auch die zunehmend rüden Praktiken der Neuen 
Heimat als Vermieterin gegenüber ihren Mietern war Gegen- 
stand der Kritik, vor allem von Mieterinitiativen. Die gerade 
jetzt von der Presseaufgedeckten kriminellen Bereicherungen 
von Vorstandsmitgliedern der Neuen Heimat und das 
Ausnutzen von Steuerprivilegien durch Gewerkschaftsvor- 
sitzende in Abschreibungsgesellschaften der Neuen Heimat 
hat vor allem in Kreisen der gewerkschaftlich organisierten 
Kolleginnen und Kollegen die Glaubwürdigkeit der Gewerk- 
schaftsfunktionäre als lnteressenvertreter der Arbeiter und 
Angestellten in Frage gestellt. Die Folge ist eine demorali- 
sierende Wirkung auf die Kollegen. Das entsteht aber nicht 
zufällig, sondern ist gewollt. Enthüllungen werden meist dann 
vorgenommen, wenn Solidarität besonders dringlich vonnö- 
ten wäre. 

Das kann man nicht denjenigen vorwerfen, die enthüllen, 
sondern denjenigen, die Gelegenheit dazu bieten. Die 
Probleme bestehen schon seit langem, aber statt offen über 
die Praktiken der gemeinwirtschaftlichen Unternehmen und 
ihre Auswirkungen auf die Gewerkschaftsarbeit zu diskutie- 
ren, wurde trotz aller nachteiligen Folgen der Mantel falsch- 
verstandener Solidarität über die Gemeinwirtschaft ausge- 
breitet. Das ging soweit, daß die Gewerkschaft Bau, Steine, 
Erden in Westberlin Mitglieder wegen ihrer Kritik an den 
Spekulationspraktiken der Neuen Heimat ausschloß. 



Zu den kapitalistischen Zwängen, denen sich auch gemein- 
wirtschaftliche Unternehmen nicht entziehen können, ist 
heute also noch etwas anderes hinzugekommen. Sowohl die 
Manager der gewerkschaftseigenen Unternehmen als auch 
Spitzenfunktionäre des DG6 wie der Einzelgewerkschaften 
haben gemeinwirtschaftliche Firmen dazu benutzt, ihreigenes 
Einkommen zu vergrößern. Bei den Managern der Neuen 
Heimat ist der Verdacht naheliegend, daß sie sich dabei zum 
Nachteil der Mieter bereichert haben. Vetter, Loderer, Pfeiffer 
und Hesselbach haben .nur. Steuern gespart - eine ganz 
legale und, wie Vetter richtig sagt, keine kriminelle Angelegen- 
heit. Aus der Tatsache, daß sie sich „legals an krummen 
Geschäften der Neuen Heimat beteiligt haben, Iäßt sich aber 
der Schluß ziehen, daß Vetter, Loderer, Pfeiffer heute nur zum 
Schutz die „naiven* Aufsichtsräte spielen. Sie müssen von den 
Geschäften gewußt haben. 

Wie man sich auch dreht und wendet: Führende Funktionäre 
der Gewerkschaft haben sich über die „Gemeinwirtschaft. 
persönlich bereichert. 

Die wichtigste politische Auswirkung des Skandals ist 
jedoch seine Wirkung auf die Kollegen. Was sollen die 
Gewerkschaftsmitglieder denken, wenn sie sehen, daß ihre 
Funktionäre sich so verhalten, wie sich ,>Große<< eben verhal- 
ten, wenn alle ihre Zweifel bestätigt werden, daß diese 
Vorstände nur vorgeben, im Namen der Arbeiter zu reden, mit 
ihnen aber schon längst nichts mehr zu tun haben, außer die 
Beiträge der Kollegen zu verwalten? 

In einer Zeit, in der es kaum noch möglich ist, auf dem 
Verhandlungswege etwas zu erreichen, wäre es dringend 
nötig, daß alle Kollegen zusammenrücken. Dem stehen jetzt 
auch Skandale in der Gewerkschaftsspitze entgegen. Nicht 
umsonst sind die jüngsten Enthüllungen passend zur Tarif- 
runde erfolgt. Die Arbeitgeber reiben sich die Hände, und viele 
Kollegen überlegen, ob sie die Gewerkschaft nicht einfach 
verlassen sollen. 

Al! den 
5nptmrs trnd  
dar IG Ihuck und R p l u  
z.Bd. m n  L. nahlmin 

M . M c h m t r i ß e  15 
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8.tr.: Die g r i i r m r t m c h i f t i l c h m  Unternmiman des DOB und d u e n  Kontrolle 

Liebe Kollaglaasn und Koiiaaenl 

l r t f  der mt.$llsdsrv.mmrlung dem ürtrrereins Bremen i. t7. Februar 1982 
wurde folgender Mtrw einatini!~ig beschiom8an: 

1 .  Imr 5 1 t p t w n t r n d  mag. d u i n f  hinwirken, daü 81ch der Dsutsc* Gewerk- 
schaftsbund m n  jenmn mteraehaen oder Ilntsrnshmensteilen des DOB 
trwm?. d l t  des G.da*cn 4rr Rea.inrirteehaftl<ehkeit nicht  mehr ent- 
sprechen. mndern i u n ~ c h i i e o l i c h  als koalurlerende Dntsrnehsen 1m 
SJst.0 der lup l td i i t imchen  TirtschaftSordnung opsrlaren. 

2. Dar Binptmntrnd nage duauf  W k e n .  da0 #8meinwirtochnftUche 
D n t ~ e b m e n  des mB wirknugamiisr als bisher. such nntmr EFnbe- 
ziehung der Geverkschifter an d u  Bi s la .  kontro l l l s r t  warden können. 

3. Der 5 1 t p t m n t a n d  wird iufgefordert offemuiegen unter welchen Vor- 
iusiatzunEen und Beüingnngen d ie  IG iznc* und Papier 1 , s  K i l l .  D4 
I n  d i e  Kaa8.n der Renen H e m t  N e ß e n  las sen  m I l 1 .  ?'Ir sind nicht  
b e r e i t ,  von umer- Bsitrrlaaa ac1che"Pinrnihilfen" zu l e i s t e n .  

4. Die üääe der o e h n t u  w n  G.rertichsitsfamktlomiiren muß o f f m g e l e g t  
.erden. ü i e  Oebälter dürfen - mlt Ilebenelnnrhaen - nicht  höher se in .  
a l s  e i n  doppeltes Pacharbeiterel&nmm3n. 

Cl* ü l t g l l e d e r n r u d u u g  
dem Ortsrereini Bremen 
der 10 Ruck und Riplsr  

1.1. 
(KLiui Bent6ehu 
2. ort~nereinmvoraitz..d.r) 

Welche Konsequenzen 
sind aus dem Skandal zu ziehen? 

Die betroffenen Funktionäre, ob Vetter, Pfeiffer, Loderer. 
versuchten zur Tagesordnung überzugehen. so als sei nichts 
geschehen. Alois Pfeiffer sollte sogar Vorsitzender des DGB 
werden. Einzelne Kollegen reagierten darauf mit ihrem Austritt 
aus der Gewerkschaft. Andere, z.6. Vertrauensleute von 
Thyssen und Mercedes-Benz, forderten eine schonungslose 
Rechenschaft der Verantwortlichen. Wenn Vorstände den 
Interessen der Gewerkschaft dadurch schaden, daß sie dem 
politischen Gegner Munition liefern, oder dadurch, daß sie 
sich durch ihre Posten persönlich bereichern, dann gilt es, die 
Sache selbst in die Hand zu nehmen, anstatt damit die eigene 
Passivität zu entschuldigen und sich zurückzuziehen. 

Indem Pfeiffer auf seine Kandidatur als Vetter-Nachfolger 
verzichtet hat, ist er zunächst aus der Schußlinie genommen 
worden. Das Ansehen des DG6 scheint wiederhergestellt zu 
sein. Das entscheidende Problem sind aber nicht Personen, 
denn der Skandal um die Neue Heimat ist Ausdruck einer 
gewerkschaftlichen Politik, die sich vom Wohl und Wehe des 
Kapitals abhängig gemacht hat. Insofern teilen viele Gewerk- 
schaftsfunktionäre mit den Managern des Kapitals nicht nur 
die Sorgen um Rentabilität und Wirtschaftlichkeit der Unter- 
nehmen, sondern auch die Annehmlichkeiten, die ihnen ihre 
herausgehobene Position bietet. 

Wir sollten aber trotzdem nicht so tun, als ob die Machen- 
schaften in den gewerkschafteigenen Unternehmungen ein 
kapitalistisches Naturgesetz seien. Sonst landen wir in 
demselben Fahrwasser der allgemeinen Meinung der Kolle- 
ginnen und Kollegen, die sich mit dem Standardsatz 
versuchen, aus der politischen Verantwortung zu drücken, 
indem sie sagen: da kannst Du sowieso nichts machen, die da 
oben machen sowieso. was sie sollen. 

Den Gewerkschaftsmitgliedern muß zumindestens gesagt 
werden, daß durch das Auswechseln von Vietor und einigen 
Genossen wederder sog. Schweinestall (siehe Karikatur in der 
IG Metall) Neue Heimat ausgemistet ist, noch daß sich 
dadurch die Politik in den gewerkschaftseigenen Unterneh- 
men ändert. 

Auch das einfache Gewerkschaftsmitglied hat genug 
Möglichkeiten, nicht nurim privaten Kreis rumzumeckern. Ihm 
muß klar gemacht werden, daß er durch aktive Beteiligung auf 
die Politik der gewerkschaftseigenen Unternehmungen 
Einfluß nehmen kann, z.B. daß er auf Gewerkschafts-, Mieter- 
versammlungen und sonstigen Veranstaltungen von den 
Funktionären Rechenschaft fordert, sich an Mieterinitiativen 
beteiligt usw. 

Der Neue Heimat Skandal hat die Gewerkschaften durch 
den Vertrauensschwund in der Mitgliedschaft stark ge- 
schwächt. Dies werden die Unternehmer jetzt in der Krise voll 
ausnutzen. Infolgedessen muß den Kollegen klar gemacht 
werden, daß nicht die Gewerkschaftsbosse die Gelackmeier- 
ten sind, sondern wir es selbst sind, die letztendlich die Zeche 
zu bezahlen haben. 

5 



Schlußfolgerungen 
Im Ursprung entstand der genossenschaftliche Wohnungs- 

bau durch Arbeiter, die sich aus der Wohnungsnot zu dem 
Zweck zusammenschlossen, Wohnungen fürsich zu schaffen. 
Das Kapital brachten sie selbst zusammen und durch Selbst- 
hilfe beim Bau. In den Genossenschaften verwalteten die 
Wohnungsmieter als „Genossen<< ihren Wohnraum selbst. 

Schon nach dem 1. Weltkrieg und dann nach dem 2. Welt- 
krieg endgültig wurden die Genossenschaften zentralisiert 
und ihrem ursprünglichen Zweck (Selbsthilfe) völlig ent- 
fremdet zu einem Superkonzern zusammengefaßt. Auch die 
Form der Genossenschaft ist durch Verwandlung in Gesell- 
schaften des bürgerlichen Rechts aufgehoben worden. 

Die Politik dieses Wohnungsbaukonzerns und sein inneres 
Geschäftsgebaren werden nun durch die Vorfälle um Vietor 
schlaglichtartig beleuchtet. Was sich mit der Neuen Heimat 
entwickelte, ist nur Spiegelbild der Entfremdung der gewerk- 
schaftlichen Apparate von der Einflußnahme der Kollegen. 

Wenn wir heute eine größere Einflußnahme auf gewerk- 
schaftseigene Unternehmen anstreben, dann muß der erste 
Ansatzpunkt dazu die Dezentralisierung der Kontrolle über die 
Wohnungsbauunternehmen bilden.Gewerkschafter und Mie- 
ter müssen gemeinsam Kontrolle über die Geschäftspolitik 
der Neuen Heimat in den einzelnen Städten erlangen. Mit der 
Entwicklung einer neuen selbstbewußten Arbeiterbewegung 
wird es möglich sein, zu den ursprünglichen Formen der 
Selbstverwaltung zurückzukehren. rn 

Die Zumutbaukeitsanordnung - 
progrummierter Abstieg 

Mit 23 gegen 15 Stimmen der Arbeitnehmervertreter 
beschloß der Verwaltungsrat der Bundesanstalt für Arbeit am 
16. 3. 1982 eine verschärfte Zumutbarkeits-Anordnung. Sie 
war vom Bundesarbeitsminlster verlangt worden und gilt als 
Teil der drastischen Kürzungen des Arbeitsförderungskon- 
solidierungs-Gesetzes. Ziel: Einsparung von 3,5 Milliarden 
Mark. Damit liegt auch der Zweck der neuen Anordnung offen 
- mit diesem Abgruppierungsinstrument will die Regierung 
weitere Gelder einsparen, um die Finanzkrise des Staates in 
den Griff zu kriegen. 

Bereits nach vier Monaten Arbeitslosigkeit können Arbeits- 
lose zum sozialen Abstieg gezwungen werden. Es gibt künftig 
fünf Qualifikationsstufen: 1. Hoch- und Fachhochschulaus- 
bildung, 2. Aufstiegsfortbildung auf einer Fachschule, 3. 
Ausbildung in einem Lehrberuf, 4. Anlernausbildung, 5. alle 
übrigen Beschäftigten. 

Die Gewerkschafts'ertreter im Verwaltungsrat stellen in 
ihrer Erklärung gegen diese Anordnung fest: >>Auf diese Weise 
wird ein gnadenloser Verdrängungswettbewerb einsetzen. Die 
aus den höheren Qualifikationsstufen herabgezwungenen 
Arbeitnehmer werden denjenigen mit den niedrigeren 
Qualifikationen die weniaen Arbeits~lätze weanehmen. 
Teilzeitarbeitslose könnendurch ~ n ~ e b o t e  von ~ollzeitar- 
beitsplätzen, die für sie zum Beispiel aus familiären Gründen 
nicht akzeptabel sind, völlig aus dem Kreis der Leistungsemp- 
fänger verdrängt werden. Die Arbeitgeber erhalten durch die 
Dienststellen der Bundesanstalt öffentliche Unterstützung für 
Lohnabbau und Leistungsdruck.. Dem ist nur hinzuzufügen, 
daß die Praxis so aussieht: jeder clevere Unternehmer ruft 
beim Arbeitsamt an und fragt, ob man nicht einen arbeitslosen 
Facharbeiter habe, der auf die Unqualifizierten-Stufe gedrückt 
wurde. Der kann dann für billiges Geld eingestellt und zur 
Aufweichung des betrieblichen und tariflich vereinbarten 
Lohngefüges benutzt werden. 

Vor vier Jahren konnte eine ähnliche Anordnung noch 
durch den Druck der Gewerkschaften und der uffentlichkeit 
verhindert werden. Heute rnuß die sozialliberale Koalition den 
Bruch mit den Gewerkschaftsspitzen riskieren, um zu 
überleben. Die »Sachzwänge« der kapitalistlschen Krise 
fUhren dazu, daß die SPD gezwungen Ist, an Ihrer Basls, der 
Facharbelterschaft, zu sägen. Bisher waren die Gewerkschaf- 
ten das dritte Standbein der Regierung. Daß sie jetzt unruhig 
werden und vor allem die IG-Metall mobil macht,zeigt nur, wie 
tief die Zumutbarkeits-Anordnung kiinftig auf die Tarlfpolitik 
einwirken wlrd. Schließlich ist die Politik der industriege- 
werkschaften völlig auf die Facharbeiter bezogen. 

Brüning eingeführte »freiwillige Arbeitsdienst« bei Wegebau, 
Kanalisations- und Spatenarbeiten erfüllte ökonomisch die 
Funktion, die gewerkschaftliche Lohnpolitik zu schwächen 
und kam dem politischen Ideal der »wehrhaften Jugend~nahe. 
Mit der Machtübernahme Hitlers wurde der Arbeitseinsatz 
durch Gesetz geregelt (15. Mai 1934) und schließlich zur 
Kriegsvorbereitung die Arbeit durch die ~Dienstverpflichtungc~ 
(1. Sept. 1939) militarisiert. In den 50er Jahren nach der 
Gründung der Bundesrepublik gab es Überlegungen zur 
Beseitigung der hohen Nachkriegsarbeitslosigkeit, die erneut 
an der Arbeitsdienstpflicht anzuknüpfen versuchten. Dies 
verdeutlicht, daß die Verschärfung der Zumutbarkeit eines 
Arbeitsplatzes, insbesondere in Zeiten wirtschaftlicher Krisen, 
als Hebel zur Vermittlung unter Druck bis hin zur 
Zwangsarbeit eingesetzt werden kann.-' Was jetzt unter dem 
Deckmantel des sogenannten ~Leistungsmißbrauchs~ läuft - 
das Wort wurdevon den Unternehmerverbänden hochgespielt 
-sieht so aus:einem Installateur kann z. B. eine Lohnsenkung 
von bisher 13 DM auf 8,70 DM zugemutet werden; ihm kann 
auch zugemutet werden für den Weg zwischen Wohnung und 
Arbeitsstätte täglich zweieinhalb Stunden in Kauf zu nehmen; 
er kann gezwungen werden in einem Betrieb zu arbeiten, wo 
die Arbeitsbedingungen beschissen sind. 

Die Protestaktionen der IGM und des DGB brachten 
Arbeitsrninister Ehrenberg ins Schleudern. Die Anordnung 
sollte mit Kabinettssegen zurückgezogen werden. Doch 
schon der Wink von Graf Larnbsdorff mit der Koalitionsfrage 
genügte, alles beim alten zu lassen. An der Anordnung hat sich 
entgegen den beschönigenden Reden der Regierung kein 
Wort geändert. Die Mobilisierung der Gewerkschaften zeigt 
zwar, wie wackelig die Regierung mittlerweile ist, siezeigt aber 
auch, daß die Mitgliedschaft nicht einfach auf Knopfdruck 
aufmarschiert. Das wissen auch unsere Gegner. Der 
nBayernkurier« schreibt am 27.3.1982: d n  einem schwerwie- 
genden Mißverhältnis zur Tonlage des Gewerkschaftspro- 
testes steht allerdings, daß an der zentralen Anti-Zumutbar- 
keitskundgebung der /G Metall in Nürnberg Zeitungsmeldun- 
gen zufolge nicht mehr als 4000 Personen teilnahmen.- Diese 
Schwäche der Gewerkschaften rnuß umso stärker werden, je 
weniger die Mitgliedschaft in die täglichen Auseinander- 
setzungen einbezogen ist und die Illusionen über erfolgver- 
sprechende Auswege „von oben## geschürt werden. Die 
Zumutbarkeits-Anordnung will der DGB jetzt per Verfas- 
sungsklage wegkriegen. Er bezieht sich auf das *Sozialstaats- 
gebot des Grundgesetzes-. Das Gegenstück zu dieser Art von 
Illusionsmachen liefert die Regierung mit dem Auswechseln 
von Personen. Beides schützt uns nicht vor dem sozialen 
Abstieg. M 

In welche Richtung die Zumutbarkeits-Anordnung geht, ist 
auch dem DGB nicht unbekannt. d e r  1931 durchdas Kabinett 



Taktik oder wirklidie Veränderung? 
.Auch eine Betriebsschließung oder Entlassung in größe- 

rem Umfang ist möglicherweise volkswirtschaftlich notwendig 
und nützt letztlich allen, damit meine ich keineswegs ein 
abstraktes Gemeinwohl, sondern sehr konkret die Gliederun- 
gen unserer Gesellschaft: Arbeitnehmer, Hausfrauen, Rent- 
ner, Selbständige, aber auch Sparer und Kapita1eigner.e 
(Horst Knapp, Präsident der Vereinigung der hessischen Un- 
ternehmerverbände e. V.) 

Solche Worte, im Rahmen des herrschenden Denkens 
durchaus folgerichtig, müssen den Kollegen von VDM wie 
Hohn in den Ohren klingen. Für sie haben sich die Tore des 
Heddernheimer Werkes am 31. März endgültig geschlossen. 
Ihre Proteste, Demonstrationen und schließlich die Torbe- 
setzung im Herbst letzten Jahres haben zwar ausgereicht, den 
Sozialplan aufzubessern, nicht aber die Arbeitsplätze zu ver- 
teidigen (vgl. Arpo 7/81). War also der Kampf letztlich doch 
umsonst? Man muß zur Beantwortung dieser Frage immer 
wieder betonen, daß der Maßstab des unmittelbaren Erfolges 
zu kurz greift: Die neuen Erfahrungen, die die Kollegen ge- 
macht haben, die Bewußtseinsveränderungen und Lernpro- 
zesse, die neuen Verbindungen untereinander und mit den 
Kollegen anderer Betriebe sind Ergebnisse des Kampfes, 
deren ganze Tragweite erst nach und nach deutlich wird. 
Anhand einiger Beispiele wollen wir die Auswirkungen der '- Krise im Frankfurter Metallsektor auf die Politik der IG Metall 
untersuchen. 

Der Kreis aktiver Kollegen, der sich während der Torbeset- 
zung bei VDM zusammengefunden hatte, hat selbst einen 
wichtigen Schritt getan, auch nach der Werksschließung die 
entstandenen Zusammenhänge aufrechtzuerhalten und die 
gewonnenen Erfahrungen weiterzuvermitteln: Ende März 
gründete sich ein ~Arbeitslosentreff Heddernhelma und an den 
ersten beiden Versammlungen haben sich jeweils Ca. 100 
Kollegen beteiligt. Die VDM-Kollegen haben diese Initiative 
ergriffen, 

>B- um sich mit den alten Kolleginnen und Kollegen zu treffen, 
- um Beratung in  Rechts- und Sozialfragen zu bekommen, 
- um aus den Erfahrungen auf Ämtern zu lernen und sich 

gegenseitig zu  unterstützen, 
- damit die Probleme, die durch die Arbeitslosigkeit und bei 

der Arbeitssuche auftreten, gemeinsam besprochen und 
gelöst werden können, 

- damit wir uns gemeinsam gegen die Verschlechterung der 
Sozialgesetze (z. B. die Zumutbarkeitsregelung der Ar- 
beitsverwaltung) wehren können, 

- weil es auf alle Fälle wichtig ist, weiter mit den Kolleginnen 
und Kollegen, gerade auch denen, die wieder Arbeit 

haben, i n  Kontakt zu bleiben.. (Aus der Einladung zu dem 
ersten Treffen) 

Als weitergehendes Ziel wurde auf der ersten Versammlung 
formuliert, daß man auch die Kollegen anderer Betriebe des 
Stadtteils ansprechen wolle, um mit den eigenen Erfahrungen 
unterstützend zu wirken, wenn anderswo ähnliche Probleme 
auftauchen. Mit dem Arbeitslosentreff haben sich die VDM- 
Kollegen einen Rahmen geschaffen. der gegenseitige Unter- 
stützung, aber auch Wirkung nach außen ermöglicht. Es wird 
künftig in Frankfurt und sicher auch darüber hinaus keine 
Massenentlassung oder Betriebsschließung geben, wo nicht 
VDM-Kollegen den betroffenen Kollegen Rat und Unterstüt- 
zung anbieten werden. Anfänge sind schon gemacht: eine 
VDM-Delegation hat die streikende Videocolor-Belegschaft in 
Ulm besucht und bei dieser Gelegenheit auch den Videofilm 
vorgeführt, der während der Torbesetzung in Frankfurt ge- 
dreht worden war; die Kollegen der Frankfurter Firma Rock- 
well-Golde, die von Massenentlassungen bedroht sind, 
wurden zu einem Treffen eingeladen. 

Unterstützt wird die Arbeitsloseninitiative der VDM- 
Kollegen von evangelischer und katholischer Kirche und - 
das ist das Bemerkenswerte - auch von der Frankfurter IGM 
Ortsverwaltung. Dies wäre vor wenigen Wochen noch un- 
denkbar gewesen. Diese Veränderung der taktischen Haltung 
der örtlichen IGM-Führung, die man natürlich nicht mit einem 
grundsätzlichen Wandel verwechseln darf, hatte sich schon 
Mitte Februar anläßlich der Neuwahl des 1. Bevollmächtigten 
als unumgänglich herausgestellt, wollte man nicht in Gefahr 
laufen, noch mehr Vertrauen zu verspielen. 

Neuer erster Bevollmächtigter - alles beim Alten? 

Fast 25 Jahre hatten sie die Frankfurter IGM-Verwaltungs- 
stelle fest im Griff: Hermann Günkel als erster Bevollmäch- 
tigter und Günther Otto als sein Vize. Gestützt auf die 
Betriebsratsfürstentümer der wichtigsten Betriebe wurden 
oppositionelle Regungen und kritische Stimmen schon im 
Keim erstickt - wo das nicht möglich war. wurde mit Aus- 
schlußverfahren gearbeitet. Dieser'autoritäre, keinen Wider- 
spruch duldende Führungsstil hatte die Ortsverwaltung in der 
gesamten IGM in Verruf gebracht (.das Uganda der Organi- 
sation-). Günkel hatte sich freilich nicht auf das Amt des 
Frankfurter IGM-Chefs beschränkt: Er ist außerdem SPD- 
Stadtverordneter, ehrenamtliches Magistratsmitglied, Vor- 
sitzender des Vereinsrings Ffm-Eckenheim, Mitglied eines 
Arbeitsamtsausschusses, Aufsichtsratsvorsitzender der Main- 
Gas-Werke sowie Aufsichtsratsmitglied der Messer-Gries- 
heim und Triumph-Adler. Sein nach eigenem Bekunden aus 



Altersgründen erfolgtes Ausscheiden' machte die Neuwahl 
erforderlich, die ganz im Sinne der Kontinuität geplant war. 
Kandidat war Günther Otto, der langjährige zweite Mann. 
Völllg ungewöhnlich fUr Frankfurier Verhältnisse war jedoch, 
daß er gegen elnen weiteren Kandldaten antreten mußte: G. 
Schwarz vom IGM-Bezirksvorstand. Dieser hatte bereits 
während der VDM-Besetzung nicht mit Kritik an der Bremspo- 
litik der Ortsverwaltung gespart und empfahl sich allgemein 
als Kandidat für eine kämpferische, wicht nur verwaltende. 
Gewerkschaftspolitik. Inwieweit dies nur Wahlkampfrhetorik 
war, mag dahingestellt bleiben; sicher ist, daß ein solcher 
Personenwechsel an der Spitze die innerorganisatorischen 
Bedingungen nicht grundsätzlich verändert hätte. Aber daß 
schließlich ein Drittel der Delegierten für Schwarz stimmte, 
muß als Zeichen der nach Adler und VDM gewachsenen Unzu- 
friedenheit mit der bisherigen Ortsverwaltungslinie gewertet 
werden. Dies gilt um so mehr,als Günkel und Otto - nachdem 
ihnen die Verhinderung der Kandidatur von Schwarz nicht 
gelungen war - vorher in vertraulichen Gesprächen mit einer 
Reihe von Delegierten alles daran gesetzt haben, die Zahl der 
Stimmen für Schwarz möglichst klein zu halten und die 
Mehrheit der Vertreterversammlung es abgelehnt hatte, über 
die inhaltlichen Vorstellungen der Kandidaten zu diskutieren. 
Aber die neue Ortsverwaltung unter G. Otto wird auf die 
kritische Strömung in der eigenen Organisation Rücksicht 
nehmen müssen: Die IGM steht gegenwärtig mit dem Rücken 

1  Hermann Günkel wird allerdings der IGM nicht verlorengehen: Er ist jetzt 
Mitglied des fünfköpfigen Kontrollausschusses. der höchstens Instanz 
auf Bundesebene für alle innerhalb der IGM aufkommenden Streit- und 
Beschwerdefälle. 

2 Die VDM-Kollegen sind bereit, auch anderswo über ihre Erfahrungen zu 
berichten und den Film vorzuführen. Anfragen und Ausleihe des 
Videofilms -VDM besetzte.: Asphalt Video e.V.. Seumestr. 10,6 Frankfurt 1, 
Tel.: 061 1 I44 49 85 

zur Wand, und die Kette von Massenentlassungen und dro- 
henden Betriebsschließungen im Frankfurter Metallsektor 
reißt nicht ab. 

Kollegen von VDM und Videocolor 
berichten Uber Ihre Erfahrungen 

War die Kritik im Zusammenhang mit der Bevollmächtigten- 
Wahl noch verhalten und auch ziemlich abgehoben von den 
Kollegen im Betrieb, so mußte eine Veranstaltung der VDM- 
Kollegen zusammen mlt der GEW irn Frankfurter Gewerk- 
schaftshaus im IGM-Vorstand größere Beunruhigung hervor- 
rufen. Ziel war, mit dem während der Torbesetzung gedrehten 
Film2 und den Erfahrungsberichten der Kollegen von VDM, 
Triumph-Adler sowie der ebenfalls anwesenden Kollegen von 
Videocolor aus Ulm einen größeren Kreis von interessierten 
Kollegen anzusprechen und die nötigen Lehren für die 
kommenden Auseinandersetzungen zu ziehen. 

Mit Ca. 400 Teilnehmern warderSaal im Gewerkschaftshaus 
überfüllt, und es waren durchweg betriebliche Kollegen, die 
gekommen waren. Nicht zu überhören war allerdings auch, 
daß eine relativ große Zahl von Mitgliedern der>~Marxistischen 
Gruppe. anwesend war, um ihr >,Manifest gegen den DGB- zu 
propagieren und die Kollegen am Mikrofon als „linke 
Feigenblätter der Bürokratie* zu beschimpfen. Es gelang 
ihnen jedoch nicht, die Veranstaltung zu bestimmen. 

Berichtet wurde zumeist sehr konkret Über den schwierigen 
Prozeß, die Einheit der Kollegen bei VDM oder Videocolor - 
herzustellen und überdie für dieaktiven Kollegen schmerzhaf- 
te Entscheidung, den Kampf abzubrechen, als diese Einheit 
nicht mehr gegeben war. Eine Kollegin von Videocolor stellte 
anschaulich dar, wie sich ihre Einstellung gegenüber 
Gewerkschaft und Politik im Laufe des dreiwöchigen Streiks 

KOLLEGEN VON VDM BERICHTEN ÜBER 
IHRE ERFAHRUNGEN 

I s g a l  s i r a s l n d n  i s c i  a r k a d n s l a r i n  r i k a r d i k l a r i  s o n u c l a r .  31 
H a r t  82 H ~ d d e r n h e i m ' d n k i  VDM f i r m n s i  k n p a t i  l n c n k t i r .  B o y l e c -  T 1 7 0 0  i sc i  i s s i :  k a l a m k t i r .  Tiim i i i r a s i  l a r i r n i  na. i ~ p a l 1 e ; i m i z e  
ve i l i r i c i  o r g u t l e r i n  b i z l e r i  d - s d e k l r m e s i n ~  ragmert i s y - r i n i n  
k s p a t i l m n s i n i  e n 2 ~ 1 ~ y e m e d i k .  F r n n k f u r t o  k - + p a t . i l n n  f i r m n  y n l n i z  
V D M  d ~ 2 i l  burbun y n n a s i r a  T r i u m p h - A d l r , r ' * i i  1 7 0 0  i s o i y ~  c i k i s  v e r i -  
y o i .  R n d ~ l i e i m ' d n k i  H?r?,  f i r m a s i  111  i p c i y z  c i k i s  v r r i y o r .  1 9 7 0 '  
d e n  bu ynnn  F r n n k f u r t n  f n z l a  i i rp t imi ie r i  d o l n y i  L0 0 0 0  i s c i  i s i n i  
k o y i o  e t m i  s t i r .  Bi, s p n e n i  n soriuriiin F r a n k f u r t n  2 0 0 0  i g c i  i s s i  z 
k a l n r l k t i r .  EU E Ü P  F r - n k f u r t a  t o p l n m  i s s i z  s 8 y i S i  2 6  0 0 0  ( 4 . 9 % )  
j i r .  A l n a n y ~ d a  i s s i z l i k  a a y i s i  2 M i l y o n .  

I s v r r e i i l ~ r i n  k e n d i  c i k a r l a r i  i c i n  a l m i s  o l d i i k l a r i  
r . e 4 b i r ? . . r  h r r n a - s - i  i  ECI  I m i n  ~ a r a r i y l a  snn t iC1anmis t . i .  

VTV'.irki i s c i  a r k s d a s l a r i n  vrrmio  o l d i r k l a r i  müca- 
j r l e  b i ;  i s r i l , . r ,  " r n r k  o l m n l i d i r .  I s c i  a r k n d a s l a r i n  y i F i n s a l  
c i e r a k  h.; t ? r l a . , t i u s  k r i t i l i p  d e r t l e r i m i  7.i d i l e  e e t i r m - l p r i  g e r a k -  
$i;i i i s n c i , , ! . i , , : i .  31, t o p l a n d i d a  VDM f a h r i k n s i n i n  k a p i l a r i n i n  
i p p l  i i i l l i a i  : i r ? i n  c ' k i l m i ~  b i r  f i l i m d p  g h s t e r e c ~ y i n .  T o p l a n -  
t i y a  Ulm-'ii!c'ncnlnr : ' sh r ikn . inda  h i r  a r k a d r i s  k a t i l i p .  o r a d a k i  
i a c i l e r i r i  n 3 , ' x i ~ : e r i t i i  n n l a t , a r n k .  V P d ~ o c a l o r ' d n k l  i s c i  e r k n d n s l s r  . . .  
ri : , , ? i g i  ; i b i  i , - ? k  n:,i i c i n d e  f ß b r i k a y i  3 h n f t a  i g g a l  i d i p .  
f irnia. i i , i  . ? r ~ t i l - . i ~ i n i  i . nee lemeyr  o s l i s m i  s l a r d i r  

r ~ i s  31 .  Kirz d i r s r s  .Jahr*'; w i r d  d a s  VOM-Werk i n  H - d d e r n h e i r  
. r ~ c ~ I r , s ~ o r i .  1700  K o l l e ~ r n  7 , e r l i e r e n  d n m i t  i h r e n  A r b - i t . s p I * t a .  

7 i . .  r i r : ; n r h i r r  T o r b e s e t z i i n .  d i i r eh  d i r  B e l p g s c h a f t  im H e r b s t  
l i t i t r r  . I n h r c s  iiiid . i i -  W-11- d e r  S o l i d n r i t d t  aus  v i e l e r .  Br- 
- r ; r t . - F .  ur.d C r w e r k s c h o f t e n  hahon  d i e s  n i c h t  v ~ r h i n i ~ r n  kanr .P r .  

17, i T ~ i i , m p t ~ - A 1 1 ~ r  werden v o ~ I i i ' 1 f i g  1 7 0 0  K o l l o g e n  e n t l a s s e n  und 
i i . .  F i r r ~ a  l.'$rz i n  ROdelh-jw c e t l t  111  B e r c h i i f t , i ~ t c  atif d i r  
L r r . i ' l ~ .  : $ r i t , , r ~  Ent lanc i i r igen  s i n d  b - l  P a t l e r .  Q s k i i *  ~ i n j  DEXAC 
7n. - , . i< ' i r~ - l i z t ,  .Sr< t 1970  s i n d  im D r o d u z i e r e n d ~ n  Gewerb- F r n l k f ' I r t o  
:C 7 C O  A r h r < t : ; p l a t z r  v e r n i r h t e t  w n r d e n  urid h p l i t e  S t e h e r  a1:ch 
' V  3 i r r ; s t l r i + t i i . ~ ~ s s < . k t o r  F I ~ t ~ l n n ~ l i s i ~ ~ ~ n g - n  l i n d  E n t l a s s ~ n $ e n  a n ;  
i i e -  S t a r i t  Friltikfi-t z . 6 .  w i r d  b i s  Enie d i e s r c  J a h r e s  2 0 0 0  S t e l l e r ;  
i> insp i i r . , ! , .  D i p  .?eh1 l e r  A r b i . i t s l o s e n  i n  F r a n k f u r t .  i i i r  . j p t z t  
- r h o r  b - i  2 6  0 0 0  IL .9%1 1io;t.. w i r d  g e i t - r  i i i  d i e  Hebe s c h n e l l - n .  
Riinli , rvni  t  1 ic ;v t  d i i7  A r b ~ i t s l o s i e k o i  t mi t t l e r w e i l -  b e i  2 V i l l i o -  
.,PP. 

4 L f E  @ H I N C I C  I ~ C S C X ~ I T ~ I G ~ E N  S I N D  I )EDROH7!  

?r-r A n z r i P f  d ~ r  Ur i t e rnehmpr  auf d i e  A r h ~ i t s p l a t z z  b p d r o h t  n l l r  
n h h i i n c i ~  R r n c h a f t i j t ~ n .  Criind z ~ n i i p .  s i c h  m i t  den  ; r f n h r u n e + r .  
r i r r  VDU-Kol1pt:rri 181 b ~ s c h i f t i ~ r n  und d i r  e n t s p r - , ' h ~ r . l e n  L e h r e n  
d a r a u s  i i ~  z i e h e n .  D e s h a l b  h o f f e t ~  w i r .  d a 0  s i ~ h  m h e l i c h s t  v i e l e  
Knl lngn i i  en d e r  s n c c h l i r ß ~ n d e n  D i s k u s s i o ~ i  b e t e i 1 i ; e r .  

I r n  Rahnen d e n  V r a r r n * l o f f u n y  o i ind  o i n  V a d n a l i P n (  q s r o < y f .  d r *  
i.iuhnrnd d r n  7 o i r ~ r 4 r t r u n y  y c d n r h f  w a e d c .  ( i i r < f e r h ~ n  I ?nnuhrn  w i n  
, i n * .  dofl  C r i P l r q r n  drq T u .  I 1 < d e o r o l o ? m  l l l n  o n  d r <  V r i i < r n * f u l l u n u  
t r r l n r h m e , : .  C l r  hoQrn  im f u n u r i c  n ~ l  e < n r n  dne i i r lbch iycn  8 e f * < r C 4 -  
C e * r f r u n r i  t , e r * u c * < ,  d r e  S c h P ~ . ß u n y  d e n  ( i I ~ , i ~ k e d  LU i i r n h r n d r n n .  

O r t  : G E W E R K S C H A F T S H A U S  I N  F R A N K F U R T .  CQOSSER S A A L  I 

V e r a n s t a l t e r :  CEW B e z i r k a v e r h a n d  F r a n k f u r t  

I ? a l l e  VDM d e s c r i v m "  I n  I n r n  e r p e r i e n - V  . l l  31.  Marzo 1 9 8 2  
v e r r . '  r h i o a a .  1 7 0 0  c n l l e ~ . h i  p e r d e r a n n o  p e r c i n  i l  l o r o  

r a s t r  J i  I n v o r n .  
N o n o s t a n t , e  iina s r t t i  mana d i  n c c u p a a i o n r  d ~ l l e  p o r t r  

e 1 s  z r s n i e  a o l i d a r i r L r ,  4.i c o l l e ~ h i  d i  a l t r e  f a h b r i c h e  e d e l  
s i r . i i c s t o .  n o n  'r a t n t ,  r < > ~ s i h i l e  i m p e d i r a  q u e s t . a  s o l u v . i o n ~ .  

1.a VDM n n n  > l ' i i n i c o  c n c o !  A l l ' A d l e r  e a l l a  Merz 
. i n i r s n l o  c s r i ' i t i  p i h  i i  lROii p 0 s t . i  d i  l a v o r o :  a F r n n r a f o r t , ~  d s l  
1 9 7 0  ;i L0 m i l e  p o s f i  d i  l n v o r o  Sonn  a n d a t i  p r r d u t i n e l  c ~ t t o r -  
- a + . s l n ~ c r i n i i o !  L ' . i t t . . i a l i  l i v e 1 1 0  d i  d i s o ~ c i i p ~ n i a r i e .  L.9 1 .  s a l s r i a  
r-'l f . > t v r o  l i n a l t o !  La l i s c i - ; i n " ?  s i i l l ' e s p e r i e n - . a  d e i  c o m p a g n i  
5 r l l a  ' i D C  c i  piiB a i u t a r .  n <  n r e a n i n z ~ r E  m e g l i o  1s d i f e s a  d e i  n a s t . r i  
??sL.i  i i  l - avoro .  

D > i r s n t e  l a  se7a t . a  v e r r i  m o s t ~ a t , ~  Irn f i l m  su l l ' o c c i 8 -  
oa7 inn :  4-11- VnM. S i  s p e r a  n e l l s  p a r t e r i p a n i n n -  d i  compagni  d e l l n  
Y ? i m o * o l o r  i i  ü l m .  

L311zqs n e  ID?  i n f o r m a n  s o b p e  sus e x  e r i e n c n s .  EI 31 d e  H a r z o  d r  E k-6 c-t-rarla 1.9 r m r a  VDMpen H ~ d d e r n h e i m .  Con e l l o  
r 1 ~ 1 . i ~ ~ ~  17011 c ? l - - e -  sus p i ~ e s t n c  d e  t r a b n j o .  1.8 o c c u p a c i o n  d e l  
n q r t e l  3-  l a  c i b r ; r e  nor e l  o r r a o n a l  e l  a t o i i o  o s s a d o  no l a e r o  im- . - ~  
r e d i r  -1 ci Orre cama i,amooco' I n  s o 1  i d s r i  d ~ d  d e '  t . rba i a d o r e s - d .  ~ ~ 

j'rss f k b r i n s r -  y r i r i d i c a i n r .  
VDt4 na es  89" ras" h n i r o .  Dnnde T r i u m p h - A d l e r  s a r a n  

i = - n l i i n s  c o r  oiora 1 7 0 0  r o l e o a r  y  l a  f i r m n  Mrrn  en R n d ~ l h e i n  d e s -  
:ii- r 1 1 1 .  D e s : =  1 9 7 0  han s i d o  a n i i l s d a s  en F r n n c f o r t  L0 0 0 0  p u e s t o s  
:- - r n b s j ?  en el s e ~ t o r  p ~ o d u c t , i v o  y  P" PI S e c t n r  d e  p r e s t a c i o n  d e  
s - . r v i r i ~ s  z e  11-ven  s c e h n  a r t i i a l m e n t e  r a r i n n R l i z a c i o n e s  q u e  tam- 
h i b r  'rrien i o n s i s o  d e s p i d n s .  La c i u d a d  F r a r l c f o r t  q u i e r e  a h o r r a r  en 
-1 c . l r s n  i o  = s t e  rinn 2 0 0 0  p i i e s t n s  d r  t . r e b n j o .  

71 n:imrrn d r  d e s n c i i p n d o s  q u ~  er, F r a n c f o r t  y a  a l c a n z a  
c-rcs d e  26 00fl ( L i 9 $ ) ,  s e g i r ;  c r e n i ~ n d n .  

Zl a t , a q u ~  i e  l o s  p r n p r e s ? p i o s  c n n t , r n  105 p u a s t o s  d s  
t r a h s j o  ~ m r n a z a  a  t o d o s  l o s  t , r a b i i j a d n r p s  g e m p l e a d o s ,  p o r  e s o  v a l r  
l a  p ~ n s  onnncer l a  e x p e r i ~ n c a  d e  l o a  t o d o s  r o l e g a s  dt? VDM y a p r e n -  
d e r  d e  p l l a ,  

D i i r o n t e  r l  a c t o  spr; m o s t r n d ~  una p e l i c i i l e  q u e  f u e  
f i l m a d a  d u r a ~ t ~  l a  o c i t i p a c i 6 n  d e l  p o r t . a l  y  S i  es p o s i b l e  p a r t i -  
c i p a r 6 n  c o l r g n s  d e  V i d e o c n l n r  d e  111m. E l l a s  t r a t . a r o n  d o  i m p ~ d i r  
r l  e i ~ r r e  l e  ru f i b r i c a  can ii.ia n c i i p n c i b  de l a  misma p o r  t r e s  Se- 
K,anas. 



statt Arbeitslosigkeit 
.rristig neuen Arbsitsplätze auszumachen sind! 

YARTET NICHT SO L&NGE. 0 1 5  EUER BETRIEB GESCHLOSSEN IST. JETZT SEIT 

Liebe Kolleginnen und r o l l e g ~ n  
I H Q  NOCH ZVSANREN U N O  K Ö N N T  C E P ~ E I Y S A ~  U N D  SDLlDnulscr H A N D E L N !  

eer Firme Rockuell Golde! 

Am 10. merz 19R2 findet bei furh eine ?etriebsversarnmluqc statt. ! - ! - s - - ! - s - i - - b - 8 - ~ - - E ~ ~ ~ 2 - ! - d ~ ~ ~ d ~ ~ ~ ! ~ ~ k - ! - ! - ~ - ! - 9 - ~ - 2 - - ~ - i - 2 - 9 - ~  
Llürden wir jetzt das 3ahr 1977 srhreiben. dann könnten an c i ~ s e r  
C'etriebsversamnlung runde 9 5 0  Ko!le~innro und Kollsqen teilnehmen. 

:-8-i-i--e-'-i-f-e-z-!-ttee!--FFIIEEo-!--:-!-s-!-8-s--F-!-:-9--:-- 
Lfir schreiben jedoch o e s  Jahr 1982. Eure Leschaftsleltung sowie b-2-!-i-t--!-!-E-i-!B!1.ZZ!g!-2 
deren Konzernmanager brachten e s  jedoch durch raffinierte ibfin- wir sind und uaren Beschäftigte dsr Ulmer Firma UlDEOCOLOR GmbH aus 
dungen fertig. Euren Pwrsona!stanc u m  über 600 Pelsqschaftsmit- 
olieder ZU reduzieren. Heute ~ i b t  e s  in Eurem Werk n u r  noch 310 

Beden-Württemberg. 

oeichortigte! 
Obwohl man em 9.11.1981 innerhalb einer B e t r i m b s u ~ r s a m m l u n g  den 1688 
Bsscheftigten der UIDEOCOLOR ositive, uirtschaftliche ZukunfCsaus- 
s i c h t ~ n  prophezeite. beantragten die gleichen Propheten (Geschlfts- 
-) nur 10 Taqe später. am 19.11.1981 auf dem Ulmer G m t s ~ e r i c h t  
einen Liqidationsvergleich m i t  der Absicht, aaO blmer Werk auf nen 
30.6.19?2 g a n z  zu schließen. 1688 Kolleginnen u n d  Kollegen mussen 
nun d e n  elenden Weg der Arbeitslosigkeit begehen ohne Aussicht da- 

leicht wie nur möglich realisiert werden kann. rauf, einen neuen Brbeitsplatz zu finden. . Von der Csschäftslaitiino w i e  von den Thomson Brand Ranagern a u s  
Um mehr Profit aus den einzelnen Produkten und Fertigungsteilel Paris wurden wir betrogen und belogen. 
herau~zuschla?en, wird mEr i h e r  ku-z oder lang die Proeuktion Ein Fitglied der Geschaftsleitung und ein Wirtschaftsexperte der 
ins Auslend nach Fngland oder Itzlien verlepern. weil dort hil- IG-metzll erbrachten jedoch den eeweis dafür. da0 unser Werk wirt- 
lioer und profitabler produ2:ert werden kann. schaftlich forführbar qswesen wäre. 

URS SIND DIE FAKTEN UND GRUNnE EINER SOLCHEN BEHAUPTUNG 7 P t c s  vpranlaßtm uns dazu, em lo.1.19B2 ein Streikkomites zu ushlen, 

iz. ,.lle z v r i  Jahre u i r r  b e i  i u c n  d i e  8 r , - c b .  ff+lr i t . , m -  r u s - e -  
da der Eetriebsret vom Gesetz her zur Friedenspflicht gezwungen wird. 

uec-seit, dPmlt F l n C  qtlieite Taktik d e r e n  I rfoli r i p  ilervir- 
Am 11.1.1982 traten dann 1698 Kolleginnen und Kollegen in einen fast I ru.7 ist, ogrchqesetzt .erde. kann T?:.-chen u e ? h ~ r ? e n  blei- 
dreiwöchigen Streik mit dem Ziel. die Crbeitsplktze zu erhalten. 

b ~ 1 .  Dieses Ziel erreichten wir eufgrund der Hartnackiokeit unserer Kon- 

Y ?er Pe1e:szhaftsabbeii hat mit Cer?onalredurieruno nichts mpcr Z L ~  
zernbosse leider nicht. Statt dessen zahlten s i e  uns z ~ s . 5 t z l i ~ h  zu 

tun sondern ist eine cenz  o f f e ~ s i c h t l i c h e  Strateaie e i e  a u r r h ~ i c 5 -  
den schon bestehenden 17 Eio.Cm nochmals 12,5 Nio.Dn Sozialplangel- 

tigsr nicht sein kann. LI25 Ziel dieser jtratecie-isnn unc *irr nur 
der. Weiteres, und dies war politisch wohl das wlchtigate, bezahl- 

ein? .'PrksschlieBunq sein! 
te man uns die gesamten Lohnausfalle durch den Streik, welcber eine 
Betriebsbesetzung im eigentlichen Sinne war, d a  uir zu keiner Stun- 

11 luor Ferso?elchef verlieD unlinast diese F i r ~ a .  . , je= k a m  n3.r i n  d a s  hrerk Verliesen. m - - - . . - . . - 
einen S e s t i m m t ~ n  iiissei gcleqen hsben, u c l c h e ~  fiir i-9 nicbt -ehr 
tragbpr war. Sein iiissen ~ , z r e  uichtioe Information r i -  ,.i*t~r- 

... Dieser Streik soll aufzrigen, da6 man BetriebsschlieOungen 

grunre dieses brutalen Fersonalabbaus. 
nicht einfach hinnehmen darf. sondern a b  einem b e s t i m m t ~ n  
Punkt Gegenwehr angebracht ist. 

m Qereits schon jetzt L ' U ~ ~ P I  einzelre P r o d ~ k t i o n ~ n  nach E n ~ l e n e  ver- 
lnqert, da sip dort angeblich oilliger uaren.  

e.. Dieser Streik war ein Protest gegen die drohende 
und immer staiker werdende Arbeitslosigkeit, aus der uns am 

Obwotl es klar und durchsichtig ist, da5 veitere h l  Emleocchi.fts- Ende niemand hereus hilft. 
anqehorige von Euch GE-EI 5 5 F h .  h~:llt sich Eure Leachaftslei- 
tung in Sch~ieigen. 

WAS KUNNT IHR GEGEN DIESE PiACHENSCHAFTEN TUN 7 Das Streikkomitee der Firma UlDEOCOLOR aus Ulm bestpht jedoch uei- 
ter. D a s  Streikkomitee hst sich vorgenommen, anderen Kollegen den 

Verlpnrt iiCli[1hT!I!, \ i iQr I h r 1  I L -C  ..uskunft von Eurer GeschBftslei- UIDEOCOLOR-Kampf z u  erklaren und zu zeigen, d a 0  ein Kampf um den 
tunc darüber oh Uno uieuiel Fersonnl noch abQebect wird oder 6 i ~ -  Erhalt des Arbeitsplatzes heute uichtiger den je ist. 
se iirnn schließen wir?! -- uir N 1 C H T, da0 2 s  enderen Kolleginnen und Kollegen 
ichaltet unhedinct und sofort Eure Landtaaspolitiker i n  diese iic- 
le Leschichta ein damit diese schriftliche Garantien bei Curen 

ebenso geht wie uns! 

Konzern über dpn trhalt zller Lrbeits lat7e bei R o c i w ~ l l  eiqholen! -- uir wollen ELICW und andere Kollegen vor den R a c h ~ n s c h a f t e n  multi- 
ilenkt daran, drG Ihr aiese nun an d e r P P f l ~ h t  nehmen könnt da sie netionaler Konzernen wernen, da sonst IHR d i e  Dummen seit! 
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I . L ' !  ?n 'urer ' e t r i e t ~ v ~ r = s m - l v n ~  e i e  I r a ~ c  des Fer-on?l~b:~b- 
nicht locker und labt Euch nicht ,=uT spatgr v p r t r e ~ t e n !  Streikkommitee der Videocolor U d o  Tischer 

( -KoFmitPelprecher- ) 

verändert hatte.Werausgestellt wurde mehrfach, auch von 
den Rednern aus anderen Frankfurter Betrieben, wie groß die 
Bedeutung solidarischer UnterstUtzung ist. 

Das Gefühl, nicht allein zu stehen, hat den Kampfwillen der 
betroffenen Belegschaften nicht unerheblichgestärkt, und die 
neuen Kontakte werden sich in kommenden Kämpfen als 
nützlich erweisen. Gespart wurde natürlich auch nicht mit 

t 
Kritik an der mangelnden Kampfbereitschaft der Frankfurter 
IGM (die Ulmer IGM hat dagegen bei Videocolor eine 
weitgehend positive Rolle gespielt): Bremspolitik und Untätig- 
keit wurden ihrvorgeworfen. Freilich darf hier nicht übersehen 
werden, daß in dieser richtigen Kritik an der Ortsverwaltung 
auch viele Illusionen mitschwingen, was eine andere 
Gewerkschaftsführung alles bewirken könne. Gegenüber 
dieser Kritik und der mehrfach betonten Notwendigkeit, den 
Kampf um die Verteidigung der Arbeitsplätze über den 
betroffenen Betrieb, bzw. die entsprechende Gewerkschaft 
auszudehnen, trat etwas in den Hintergrund, welche Probleme 
auf betrieblicher Ebene und unter der großen Masse der 
Kollegen auf dem Weg dahin noch zu lösen sind: betriebliche 
Kerne klassenbewußter Kollegen sind noch auf zu wenige 
Betriebe beschränkt, ihr Auf- und Ausbau bzw. ihre 
Stabilisierung bedarf noch großer Anstrengungen. Der 
überbetriebliche und branchenübergreifende Erfahrungsaus- 
tausch steckt noch in den Anfängen, gleichwohl haben sich 
hier mit mittlerweile drei Treffen kritischer Kollegen aus 
verschiedenen Einzelgewerkschaften des Frankfurter Raumes 
gute Ansätze ergeben. 

Insgesamt kann die Veranstaltung aber als ein Erfolg der 
vorstandkritischen Kräfte in der Frankfurter IGM verbucht 

3 Dieser Beitrag wurde bezeichnenderweise mehrfach von der Marxisti- 
schen Gruppe. unterbrochen, die meinte, die Kollegin vondernunsinnig- 
keit* des Kam~fes um die Arbeits~lätze überzeuaen zu müssen. Besser 
kann man die Arroganz und ~eringschätzung gegenüber den Erfahrun- 
gen, die Kollegen in konkreten Kämpfen sammeln, nicht dokumentieren. 

werden. Die große Zahl der betrieblichen Teilnehmer, die 
Brisanz des Themas vor dem Hintergrund der Krise im 
Frankfurter Metallsektor, und nicht zuletzt auch die positive 
Berichterstattung in der Lokalpresse, bei der die IGM- 
Ortsverwaltung nicht gerade glänzend wegkam, mußten in 
den Reihen des Vorstands zu starken Irritationen führen. Die 
Reaktion ließ dann auch nicht auf sich warten: Man sei nicht 
offiziell eingeladen worden (keiner der Hauptamtlichen hatte 
sich auf der Veranstaltung blicken lassen) und es sei ein 
~gewerkschaftsschädigendes Verhalten-, wenn sich die 
Lehrergewerkschaft in die inneren Angelegenheiten anderer 
DGB-Gewerkschaften einmische, indem sie den vorstands- 
kritischen Metallern ein Podium biete. Von der GEW wurde 
öffentliche Abbitte verlangt,andernfaIls stehedie Mitarbeitder 
IGM im DGB-Kreis zur Disposition. Aber bekanntlich wird 
nicht so heiß gegessen wie gekocht. 

Interessanterweise und im Gegensatz zu solch starken 
Worten, die wohl mehr zur eigenen Ehrenrettung gedacht 
waren, war es nicht der IGM-Vertreter, der i n  der DGB-Kreis- 
vorstandssitzung am 9. März die GEW wegen der VDM- 
Veranstaltung am schärfsten kritisierte. Vielmehr waren es 
andere, die aus der Befürchtung heraus, die Verhältnisse in 
der IGM könnten um sich greifen und auch in  ihrem Bereich zu 
einer solchen Formierung der Opposition führen, die GEW an 
die Leine legen wollten. Beschlossen wurde schließlich, daß 
sich einzelne Gewerkschaften nicht zu Wortführern der 
Kritiker anderer DGB-Gewerkschaften machen können*. Der 
GEW wurde zwar zugestanden, daß das wohl auch nicht ihre 
Absicht gewesen war, aber sie werde in Zukunft, wie alle 
anderen Gewerkschaften auch, .in jedem Einzelfall eine 
Abstimmung mit der zuständigen Gewerkschaft gewähr- 
leisten.. 

Diese Reaktion auf Frankfurter DGB-Ebene muß auch vor 
dem Hintergrund gesehen werden, daß neben dem Versagen 
der IGM in der Arbeitsplatdrage insbesondere die Kontrover- 



se um den Bau der Startbahn Wert auf dem Frankfurter 
Flughafen in allen Einzelgewerkschaften zu Unzufriedenheit 
und Widerstand gegenüber der Vorstandspolitik, gerade auch 
gegenüber der DGB-Führung geführt hat. Der DGB-Landes- 
bezirksvorstand hat einen .Ja-aber-Beschluß zur Startbahn 
gefaßt. wobei das .aber*, d.h. die Einhaltung bestimmter 
Umweltauflagen, nur der Beruhigung der Mitgliedschaft 
diente und faktisch zugunsten des SPD-Kurses von Minister- 
präsident Börner fallengelassen wurde. Eine Woche vor der 
VDM-Veranstaltung hatten sich ebenfalls im Saal des 
Frankfurter Gewerkschaftshauses Ca. 400 Kollegen einge- 
funden, um gegen diese Politik zu protestieren. Eingeladen 
hatten verschiedene Kreise .Gewerkschafter gegen Startbahn 
West*. 

Soviel Kritik und Opposition aus den eigenen Reihen wird 
den Gewerkschaftsbeamten in den Vorständen langsam zu 
ungemütlich. Die Vergatterung der GEW ist Teil der 
Bemühungen. diese Entwicklung einzudämmen. 

Dabei ist gerade die IGM in einer wenig komfortablen Lage: 
Adler und VDM sind keine Einzelfälle geblieben: Merz, Pittler, 
Diskus, Mannesmann-Demag und Rockwell-Golde sind die 
Namen weiterer Metallbetriebe in der Frankfurter Verwal- 
tungsstelle, bei denen die Entlassung von zusammen knapp 
600 Kollegen unmittelbar bevorsteht - und ein Ende der 
Arbeitsplatzvernichtung ist nicht abzusehen. VDM und Adler 
haben schließlich gezeigt, wie sich die Bereitschaft zu 
kämpferischem Handeln auch ohne oder sogar trotz der 
Gewerkschaftsführung entwickeln kann, die dadurch bei den 
aktiven Kollegen erheblich an Boden verloren hat. Wenn die 
Frankfurter IGM-Führung ihr Ansehen nicht weiter verspielen 
und sich nicht langsamaber sicher überflüssig machen will, ist 
sie zu begrenztem Handeln gezwungen, so schwer ihr das 
auch fällt. 

Rockwell-Golde und Mannesmann-Demag: nur 
Worte oder wirkliche Kampfbereitschaft der IGM? 

Dies hat sich bereits bei den von Massenentlassungen 
bedrohten Firmen Rockwell-Golde und Demag gezeigt. Von 
den ca. 340 Beschäftigten des Frankfurter Werkes von 
Rockwell-Golde (es gehört zu dem amerikanischen Konzern 
Rockwell-International) sollen in den nächsten Monaten 110 
entlassen werden. Die Teilverlagerung der Produktion von 
elektrischen Fensterhebern und Schiebedächern für die 
Automobilindustrie ins Ausland ist nach Ansicht des Unter- 
nehmers kostengünstiger. Die Zahl der Belegschaftsmitglie- 
der wurde bereits von rund 900 im Jahr 1974 mit Zustimmung 
des Betriebsrates auf den jetzigen Stand reduziert, immer in 
der Hoffnung, so die restlichen Arbeitsplätzezu erhalten. Aber 
die Belegschaft hatte sich nicht dagegen gestellt, und viele 
Kollegen haben die Abfindungen gern genommen. Die jetzige 
Massenentlassung wird jedoch nur als Vorstufe für die 
endgültige Schließung des Werkes angesehen. Der jetzige 
Betriebsrat und die IGM haben Sozialplanverhandlungen 
abgelehnt und den Erhalt der Arbeitsplätze gefordert. Zwei 
Anläufezu Protestversammlungen im Hof und vielleicht mehr, 
angeregt und unterstützt von den IGM-Vertretern, kamen über 
den Versuch nicht hinaus. Die Belegschaft ist gespalten, da die 
Entlassungsdrohung zunächst nur auf die Fensterheberpro- 
duktion beschränkt ist. Die Erfahrungen mit dem sozialpart- 
nerschaftlichen Kurs in der Vergangenheit, das Fehlen jeder 
gewerkschaftlichen Struktur im Betrieb und das Mißtrauen 
vieler ausländischer Kollegen (fast 90 % im gewerblichen 
Bereich) gegenüber dem Betriebsrat spielen hier ebenfalls 
eine Rolle. 

Kollegen von Vldeocolor hatten vor der geplanten ersten 
Protestversammlung vor dem Tor von Rockwell-Golde ein 
Flugblatt verteilt. in dem sie erläuterten, warum sie aus Ulm 
angereist waren, um ihre Frankfurter Kollegen mit ihren 
Erfahrungen zu unterstützen. Sie konnten damit zwarnichtdie 
fehlenden Voraussetzungen im Betrieb ersetzen, aber ihre 
lnitiative fand ausgesprochen positive Resonanz und hat den 
Rockwell-Kollegen Mut gemacht. An einer von der IGM 
initiierten Vertrauensleuteversammlung in dem betroffenen 
Stadtteil konnten die Vertreter von Videocolor nach anfäng- 
lichem Zögern der IGM teilnehmen. An der Initiative der 
Videocolor-Kollegen wird deutlich, wie sich langsam das 
Bewußtsein entwickelt, daß die Arbeiter und Angestellten im 
Widerstand gegen den Unternehmerangriff über Betriebe und 
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auch Regionen hinaus zu solidarischem Handeln finden 
müssen. 

Ähnlich wie bei Rockwell-Golde ist die Frankfurter IGM 
auch bei Demag bemüht, nicht ins Abseits zu geraten. Teile 
der Drucklufttechnik-Produktion sollen an einen anderen 
Standort verlegt werden, und es besteht hier ebenfalls die 
Befürchtung, daß es sich dabei nur um den ersten Schritt der 
Totalverlagerung der Produktion handelt. Vorläufig sollen Ca. X 

140 der 630 Beschäftigten entlassen werden. Zu einer Protest- 
versammlung der IGM waren am 5. April knapp 200 Demag- 
Beschäftigte im Gewerkschaftshaus erschienen. An starken 
Worten war kein Mangel: .Nur eines darf nicht passieren, daß 
nichts passiert« (so der neue zweite Bevollmächtigte Tänzer), 
und die IGM werde nicht länger zusehen, 4 a ß  ein Betrieb 
nach dem anderen abgeschlachtet wird.. Gewarnt wurde 
jedoch vor wnüberlegten Schritten.. FUr den Vorstand 
unkontrollierbare Entwicklungen wle dle Torbesetzung bei 
VDM sollen ja gerade durch begrenzte Aktlvltät vermieden 
werden, wobei bei Demag den Worten noch die Taten folgen 
mussen. Eine Stadtteilversammlung wurde immerhin bereits 
angekündigt. 

Der größere innergewerkschaftliche Spielraum 
bringt Chancen und Probleme 

Die Beispiele machen deutlich, daB man in der IGM- 
Ortsverwaltung zu dem Schluß gekommen ist, daß Bremsen 
und Demobilisieren nicht mehr ausreicht. um auf die 
kommende Entwicklung Einfluß zu nehmen. ~ i e  Kollegen des 
=Metallboten<-Kreises sehen das so: .>Der Schock der VDM- 
Besetzung scheint noch heilsame Nachwirkungen zu haben. 
Wenn man sich konsolidieren und EinfluQ zurückgewinnen 
will, muß man zumindest zeitweise an die Spitze der 
Bewegung, um sie von da aus auch steuern zu können.. 



(Frankfurter Metallbote, 9.3.82) Dies ist gegenwärtig aber nur 
möglich, wenn eine begrenzte und kontrollierbare Einbe- 
ziehung der kritischen Kräfte oder doch zumindest von Teilen 
davon in dieVorstandspolitikgelingt. Hiermuß die Ursachefür 
die Gesprächsbereitschaft und Flexibilität der neuen Ortsver- 
waltung gesucht werden. Zu glauben, es habe ein Wandel zu 
einer wirklich kämpferischen Politik stattgefunden, ist 
jedoch eine Illusion. 

Es ist nur vor diesem Hintergrund verständlich, daß sich die 
Kritik der IGM im Zusammenhang mit der VDM-Veranstaltung 
ausschlleßllch gegen die GEW richtete und die Metallerselbst, 
die dort geredet und mit Kritik nicht gespart haben, mit keinem 
Wort getadelt, geschweige denn gemaßregelt wurden. Im 
Gegenteil: Forderungen aus diesem Kreis wie Mitglieder- und 
Vertrauensleuteversammlungen auf Stadtteilebene, die jahre- 
lang vergeblich erhoben wurden, und mit denen man sich den 
Vorwurf gewerkschaftsschädigenden Verhaltens, wenn nicht 
Schlimmeres einhandeln konnte, werden heute offiziell von 
der IGM propagiert und die Kollegen zu entsprechender 
Eigeninitiative aufgefordert. Die Zwickmühle, in der sich der 
Apparat befindet, verschafft den vorstandskritischen und 
klassenbewußten Kräften größere Spielräume in der Organi- 
sation. Die Nutzung solcher Spielräume wirft aberauch bisher 

ungewohnte Fragen auf. Jedenfalls müssen die neuen 
Chancen unbedingt wahrgenommen werden: die Möglichkeit. 
Kollegen auf Stadtteilebene zu organisieren, hier neue 
Zusammenhänge zu schaffen, sich mit den konkreten 
örtlichen Problemen auseinanderzusetzen und schon jetzt 
Vorbereitungen fUr gemelnsames Handeln zu treffen, wenn 
die nächste Massenentlassung oder Betriebsschließung 
ansteht, sind dabei wichtige Ziele. Allerdings stehen jetzt aber 
auch gerade diejenigen Kollegen, die solche Forderungen 
schon über Jahre erhoben haben, in der Pflicht, sie auch zu 
verwirklichen. Gelingt dies nicht, wird die Gewerkschafts- 
führung diesen Umstand bei der nächsten Gelegenheit gegen 
ihre bisherigen Kritiker verwenden. 

Hieran zeigt sich auch, daß eine ausschließlich auf die 
Gewerkschaftsbürokratie bzw. die Ortsverwaltung in Frank- 
furtfixierte Opposition nicht ausreicht, um zu einerwirklichen 
Kraft zu werden. Entscheidend bleibt, unter den Kollegen die 
Bereitschaft zu entwickeln und zu fördern, den Angriffen des 
Unternehmerlagers, und das heißt gegenwärtig vor allem 
Arbeitsplatzvernichtung, tatsächlich Widerstand zu leisten. 
Davon werden wirkliche Veränderungen in der Gewerkschaft 
wie auch in der Gesellschaft abhängen. m 

~ari6keik gegen Preiserhöhungen 
Am 25. März 1982 protestierten 5000 Arbeiter im VW-Werk 

Kassel mit einem einstündigen Warnstreik gegen die bei VW 
und Audi angekündigten Preiserhöhungen. 

Am Tag davor hatte der VW-Verkaufschef die Preissteige- 
rungen bekanntgegeben, die diesmal zwischen 3,9 O/O bei VW 
und 4,3 O/O bei Audi durchschnittlich betragen sollten. Damit 
wurden innerhalb eines Jahres die Preise um bis zu 15 O/O (2.9. 
Golf) verteuert und das, obwohl die Autokonjunktur z.Z. auf 
recht wackeligen Füßen steht. Anscheinend wollen die 
Automobilunternehmer ihre Profite bei sinkenden Absatz- 
zahlen durch Teuerungen hochhalten, auch wenn dadurch der 
Verkauf weiter geschwächt wird. VW hat in dieser Preisrunde 
nur den Vorreiter abgegeben, kurz nach ihnen zogen Fiat und 
Opel bereits nach. Begründet hat VW diesen Schritt damit, daß 
neben den steigenden Zulieferpreisen von allem die Lohn- 
kosten gestiegen seien. 

Die Arbeiter bei VW Kassel verstanden dies in erster Linieals 
Antwort auf die -maßvolle Tarifpolitik<c der IG-Metall. 
Verständlich ist es, daß gerade in Kassel die Proteste am 
massivsten ausbrachen. Schon jahrelang forderten die 
Tarifkommissionsmitglieder aus dem Kassler Werk bei der 

U Festlegung der Tarifforderung bei VW eine Festgeldanhe- 
bung, die von großen Teilen der Belegschaft mitgetragen wird. 
Genauso regelmäßig fällt diese Forderung in der Tarifkommis- 
sion unter den Tisch. Durch die Tarifabschlüsse in den letzten 
Jahren wurde dieser Unmut regelmäßig verstärkt. Ein von der 
Kapitalseite immer wieder vorgetragenes Argument während 
der Tarifrunde ist die Sicherheit der Arbeitsplätze, die 
Konkurrenzfähigkeit der deutschen Automobilindustrie. Auch 
von der IG-Metall wird nach der Tarifrunde regelmäßig auf ihre 
  maßvolle Haltunpc hingewiesen, auf ihre Rücksichtnahme 
auf die Konjunktur. Besonders von den VW-Managern wird 
immer darauf hingewiesen, daß VW in der laufenden 
Tarifrunde nicht die Vorreiterrolle übernehmen kann. Bei 
Preiserhöhungen geht das aber wohl ganz gut, daß VW den 
Vorreiter macht! Dies und natürlich die Tatsache der 
Preiserhöhung selbst hat bei vielen Arbeitern das Faß zum 
Überlaufen gebracht. 

Erbost über die Ankündigungen von VW berannten sie die 
Betriebsratsbüros, um ihrem Ärger Luft zu machen. Die VK- 
Leitung sah sich durch diese Reaktionen aufgefordert, etwas 
zu unternehmen. Eine schnell einberufene Vertrauensleute- 
sitzung legteschließlichdie Grundlagefürden Warnstreik. Die 
Herstellung von Verbindungen zu den anderen VW-Werken 
scheiterte, denn bei den Arbeitern in den anderen Werken kam 
nichts an. Zum Teil kam die Verbindung nicht zustande; da wo 
lnforrnationen ankamen, waren sie auf den Kreis von VK- 
Leitung und einigen Betriebsräten beschränkt. 

Um 12.30 Uhr begann schließlich der Warnstreik in Kassel, 
5000 Arbeiter zogen demonstrativ zum Haupttor des Kasseler 
Werkes und hielten dort ihre Kundgebung ab. VW wurde 
aufgefordert, die Preiserhöhungen zurückzunehmen, dadurch 
würde die Sicherheit der Arbeitsplätze gefährdet. Ein 
Transparent stellt den Zusammenhang zur Tarifrunde her:=4,2 
Prozent das wargenug, jetzt beginnt der Unternehmerbetrugtl. 

In  der nachfolgenden Spätschicht kam es in einzelnen 
Bereichen zu kleineren Aktionen. Das Verlangen nach einer 
Betriebsversammlung wurde laut, auf derdie verantwortlichen 
Manager Rede und Antwort stehen sollten. Eine Unterschrif- 
tensammlung wurde begonnen, und innerhalb kurzer Zeit 
waren 9700 Unterschriften gesammelt, weit mehr als das 
Doppelte der benötigten Anzahl. 

Die Forderung nach einer Begründung der Preiserhöhung 
durch einen Kapitalvertreter wurde vom Management 
abgelehnt. Man versuchte sogar die Betriebsversammlung zu 
verhindern, zumindest aber. sie nicht während der Arbeitszeit 
stattfinden zu lassen. Nachdem aber der Betriebsrat für den 
2.4.1982 eine zusätzliche Betriebsversammlung zu den 
Preiserhöhungen beschlossen hatte. gaben die VW-Vertreter 
ihren offenen Widerstand gegen die Versammlung auf, sie 
wollten die Stimmung gegen sich wohl nicht noch zusätzlich 
fördern. 

So wurde am 2. April 1982 die Versammlung ohne die 
abwesende Geschäftsleitung durchgeführt. Die Teilnahme an 
der Diskussion zeigt, daß hier Arbeiter beginnen, sich um eine 
Sache zu kümmern, die in der kapitalistischen Gesellschaft in 
das Hoheitsgebiet der Unternehmer gehört. Selbst dem 
Gesamtbetriebsrat ist nicht wohl bei dieser Tatsache. So 
beeilte er sich, noch am Tage des Warnstreiks in Kassel eine 
Resolution zu verabschieden, die am nächsten Tag in allen 
VW-Werken verteilt wurde. Hierin wurde die Preispolitik von 
VW >>in scharfer Form.. kritisiert. Von den Ereignissen in Kassel 
wurde kein Wort erwähnt. Erst als einige Tage später ein 
kurzer Bericht in der Gewerkschaftszeitung erschien, wurden 
den Vertrauensleuten in einigen Werken einige oberflächliche 
lnforrnationen mitgeteilt, verbunden mit dem Hinweis, daß die 
ganze Aktion ja doch nichts gebracht habe. 

Sicher sind dadurch die Preiserhöhungen nicht verhindert 
worden. Trotzdem sind der Warnstreik und die Betriebsver- 
Sammlung gegen die Preiserhöhung ein von der Qualität her 
neues Ereignis in der bundesrepublikanischen Gesellschaft. 
Die Kasseler Arbeiter bei VW haben den traditionellen 
gewerkschaftlichen Rahmen, die Beschränkung auf Lohn- 



und Leistungstarife in einem Punkt, nämlich der Preispolitik nahme auf die Preisentwicklung, als Bestandteil einer 
des Kapitals, angegriffen. Arbeiterkontrolle der Produktion, den westdeutschen Arbei- 

Es bleibt für die wenigen klassenbewußten Arbeiter in der tern einen Ausweg aus der gegenwärtigen Krisensituation 
BRD die Frage zu beantworten, ob langfristig eine Einfluß- weisen kann. 

tG Chemie: 

Im April 1982 teilt die Tarifkommission der IG Chemie mit: 
>>Die Tarifkommission hat beschlossen, nunmehr den Arbeit- 
gebern schriftlich unsere beschäftigungspolitische Initiative 
in den bekannten Punkten 1-8 als Verhandlungsgrundlage 
vorzulegen. Mit dem Arbeitsring Chemie wurde vereinbart, 
daß diese Gespräche am 16. 4. 82 fortgesetzt werden. Wir 
haben insbesondere die Auffassung vertreten, daß innerhalb 
von 4-6 Wochen geklärt sein müßte, ob der von uns vorge- 
schlagene Weg erfolgreich beschritten werden kann. Wenn 
dies nicht der Fall sein sollte, werden die bezirklichen Tarif- 
kommissionen ihre materiellen Forderungen diskutieren und 
beschließen. Die Tarifrunde '82 läuft dann zurück in die 
Bezirke.. 

Was schlägt die IG Chemie vor? 
Der Vorschlag des Hauptvorstandes sieht die Einführung 

einer Tarifrente mit 58 Jahren vor. Es sollen 75 O/O des Brutto- 
entgeltes gezahlt werden. Mit 59 Jahren gibt esdann Arbeits- 
losengeld (68 % vom Netto, nach den neuen Bestimmungen 
vom Arbeitgeber zu zahlen). Dazu kommt ein Zuschuß von 15 
Prozent des Arbeitslosengeldes aus dem Unterstützungsver- 
ein für arbeitslose Chemiearbeiter. Ab dem 60. Lebensjahrgibt 
es dann vorgezogenes Altersruhegeld, damit wird die Renten- 
versicherung belastet. Das Ganze kostet nach einer Modell- 
rechnung etwa 1,07 % der Lohn- und Gehaltssumme. 

Im Rahmen eines %-Abschlusses wird dieser Betrag anteilig 
verrechnet. Das bedeutet entweder eine Lohnpause von drei 
Monaten, oder vom Tarifabschluß werden gleich 1,07 O/O abge- 

IG Chemie-Versammlung in Hamburg 
Auch in Hamburg kam es auf 'einer Versammlung von 

Betriebsräten und Vertrauensleuten der IG Chemie, die von 
Ca. 150 Kollegen besucht war, zu heftiger Kritik an den 
Vorschlägen des Hauptvorstandes zur Tarifrente und an der 
Methode, wie die Tarifverhandlungen geführt werden. 

Die Kritik richtete sich besonders gegen das Mitglied des 
Hauptvorstands, Horst Mettke, und dessen Auftreten in der 
.Plus-Minus-Sendung im Fernsehen, wo er Vorschläge der 
IG Chemie zur Tarifrunde '82 bekanntgab. über die nicht 
einmal die Mitglieder der Tarifkommission unterrichtet waren: 
Mettke sprach voneiner notwendigen Verkürzung der Lebens- 
arbeitszeit, um die Arbeitsplätze zu sichern. Er erklärte, jeder 
Arbeitsplatz, der mit dem Ausscheiden eines 58jährigen 
Kollegen frei werde, müßte auch wieder besetzt werden. 
(Keine Gewerkschaft hat bisher erreichen können, daß die bei 
Pensionierung mit 63 oder 65 Jahren frei werdenden 
Arbeitsplätze wieder durch Neueinstellungen besetzt wurden. 
Im Gegenteil wurde die vorzeitige Pensionierung auch von 
den Gewerkschaften lediglich als ein Mittel empfohlen, Ent- 
lassungen zu vermeiden). 

Ein Kollege von Beiersdorf, unterstütztvon Kollegen anderer 
Betriebe, wandte sich vor allem gegen die Methode, von oben 
herab die Tarifforderungen festzusetzen, ohne die Mitglied- 
schaft oder die Vertrauensleute zu fragen. Er fragte, wer denn 
bei der Durchführung eines solchen Planesdie Einstellungen 
kontrollieren wolle. Ein Kollege der Norddeutschen Affinerie 
meinte, das Modell sei eine Utopie, es diene nur als Feigen- 
blatt, um den realen Lohnabbau zu verdecken. Zu der Auffor- 
derung Mettkes, man müsse #Solidarität mit den Arbeitslosen~~ 
beweisen, erklärte ein Kollege, es sei nicht einzusehen, wieso 
die Gewerkschaften sich für die Arbeitslosigkeit mitverant- 
wortlich machen ließen. Der DGB sei keinmHilfsarbeitsamt*. - 
~ i e  Versammlung war von Mißtrauen gegen den HV der IG 
Chemie beherrscht. 

zogen. Garniert wird das Ganze mit Zusatzforderungen wie 
- Neueinstellungsgarantie: Die Belegschaft muß bei eventu- 

ellen Abgängen ergänzt,.werden. 
- Überstundenregelung: Uberstunden dürfen nur noch in 

Freizeit abgegolten werden. 
- Beschäftigungsgarantie: Die Chemische lndustrie garan- 

tiert vier Jahre die Beschäftigtenzahl. 

Und wie soll das den 
Mitgliedern beigebracht werden? 

Am 17. Februar wurde den Mitgliedern der bezirklichen 
Tarifkommisssionen und auch allen Vertrauensleuten der 
chemischen Industrie ein Vorschlag zur diesjährigen Tarif- 
runde zugeschickt. Dieser war vom Hauptvorstand mit den 
Bezirksleitern ausgekocht worden. Die gewählten Tarifkom- I 

missionsmitglieder erhielten, ihrer Funktion entsprechend, "* 

ihre Unterlagen per Eilboten. 
Am 18. Februar erfuhren es die Funktionäre aus der Tages- 

schau: »/G Chemie bereit zu einer Lohnpause-, und am 
nächsten Morgen auch aus den Zeitungen: ..Drei Monate lang 
will die IG Chemie auf Lohn- und Gehaltserhöhungen verzich- 
ten, wenn damit die schwierige Arbeitsmarktlage entspannt 
werden kann-. 

Dieser Vorschlag wird allen Tarifkommissionsmitgliedern 
zur Annahme empfohlen. Nur um die Form zu wahren, wurden 
die bezirklichen Tarifkommissionen zu Abstimmungen über 
das Vorstands-Modell zusammengerufen. Noch bevor die 
letzte Kommission getagt hatte, wurde das Ergebnis schon in 
einem zentralen Flugblatt des Hauptvorstands vorwegge- 
nommen. Auch das Ergebnis der zentralen Zusammenkunft 
aller Tarifkommissionsmitglieder der Bezirke vom Montag, 
dem 15. 3.82, wurde schon in weiser Voraussicht der Mehr- 
heitsverhältnisse vorgedruckt: ..Alle Tarifkommissionen unter- 
stützen mehrheitlich das Modell des Hauptvorstandes~~. 

Wo bleibt die Reallohnsicherung? 
Dies Ziel wird von der IG Chemie in Fragegestellt. Siegeht 

der Unternehmer-Propaganda auf den Leim, die versucht, mit 
dem Hinweis auf die Arbeitslosen die Lohn- und Gehaltsko- 
sten zu drücken. Aber geradeangesichtsderstillegungen und 
Rationalisierungen im Raffinerie- und Ku,nststoffbereich wird 
hierdurch kein Arbeitsplatz geschaffen. Uberkapazitäten von . 

gut 20 O/O in diesem Bereich werden nichtdurchTarifpolitikaus 
der Welt geschafft! Gehen die Unternehmer auf diesen 
Vorschlag ein, so werden sie ihn dazu nutzen: 
- bei der derzeitigen Stillegungs- und Rationalisierungs- 
welle Gelder für Sozialpläne zu sparen. 
- in den anderen Bereichen ihre Belegschaften auf unsere 
Kosten zu verjüngen. 
- Rationalisierungs- und Kündigungsschutzabkommen au- 
ßer Kraft zu setzen. 

Kein Wunder, wenn das Modell der IG Chemie von der 
bürgerlichen Presse begrüßt wird und der Hauptgeschäfts- 
führer der Christlich-Demokratischen Arbeitnehmerschaft 
(CDA), Scharrenbroich, diesen Kurs unterstützt: 

.Es verdient allen Respekt, wenn die IG Chemie ihren 
Mitgliedern einen dreimonatigen Verzicht auf Lohnerhöhun- 
gen zumuten will, um älteren Arbeitnehmern ein früheres Aus- 
scheiden aus dem Berufsleben zu ermöglichen und so auch 
einen Beitrag zur Beschäftigungspolitik zu erbringen.* 

Selbst wenn die IG Chemie in diesem Jahr mit den Unter- 
nehmern keinen solchen Vertrag schließen kann, eins haben 
diese schon jetzt als Erfolg zu buchen: der angebotene 
Verzicht wird anderen Gewerkschaften als Beispiel vorge- 
halten und die 35-Stunden-Woche torpediert. rn 



ÖTV-Ta rifrunde: 

N d  mal davongekommen 
Als die Bundesregierung am 2.9.1981 die Sparvorhaben 

zum Ausgleich des Haushalts 1982 beka-nntgab, entstand 
Unruhe in der ÖTV und den kleineren Einzelgewerkschaften 
des öffentlichen Dienstes. Neben den Kürzungen für alle 
Werktätigen (Arbeitnehmer-Sparzulage, Kindergeld, Gesund- 
heitswesen usw.) sollten die Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes Kürzungen von 1 Prozent hinnehmen - und das Jahr 
für Jahr bis 1985. Gleichzeitig wurden Planstellen-Kürzungen 
von ebenfalls 1 Prozent bekanntgegeben. 

Die Unruhe bewirkte zunächst nichts weiter, alsdaß dieÖTV 
mehrere Sonderinformationen für Funktionäre herausgab. 
Hinter den Kulissen wurde mit der Regierung Kontakt 
aufgenommen. Vom Hauptvorstand kam die Parole: bis 
Oktober haben wir die Sache schon geklärt. Der Schock kam 
erst Ende Oktober, als die Landesregierung von NRW (SPD) 
ihr Kahlschlagprogramm bekanntgab: Vernichtung von 7000 
Arbeitsplätzen (2 Prozent aller Planstellen), Einsparungen in 
Kindergärten, bei der Erwachsenenbildung usw. Jetzt begriff 
auch ein Teil der hauptamtlichen Funktionäre, daß es diesmal 
ernst würde. Bis dahin hatten die gleichen Leute auf Ver- 
sammlungen klargestellt, daß man natürlich Opfer bringen 

f 
wolle, aber eben keine Sonderopfer. Der Beamtenbund hatte 

, sich schon stillschweigend mit Kürzungen abgefunden. 

Am 2.11.1981 passierten die Kürzungsvorhaben des 
Bundes mit den Stimmen von SPD und F.D.P. den Bundestag, 
die Opposition - deren Kürzungsvorschläge teilweise noch 
weiter gingen - stimmte dagegen, um Wählerstimmen zu 
bekommen. Zu diesem Zeitpunkt begann sich innerhalb der 
ÖTV die Auffassung durchzusetzen, wenn man diesmal die 
Lohnkürzungen nicht abwehren könne, müsse man sich aktive 
Tarifpolitik in den nächsten Jahren abschminken. Vergleiche 
mit den Brllnlng'schen Notverordnungen von 1930 kamen auf. 
Aber noch immer galt Heinz Klunckers Wort, man müsse die 
.Organisation am straffen Zügel führenn und dürfe jetzt keine 
Sonderaktionen zulassen. So kam es nur vereinzelt - wie in 
Dortmund - unter dem Druck der Basis zu Protestdemon- 
strationen. Veranstaltungen wurden seitens der t)TV meist 
beim DGB-Kreisvorstand beantragt, der sie dann mehr oder 
weniger lasch durchführte. Von gezielter und zentraler 
Mobilisierung konnte keine Rede sein. 

Das Unterlaufen von geltenden Tarifverträgen 

Bei den Beamten hatte die Regierung es einfach, sie legte 
dem Bundestag ein 2. Haushaltsstrukturgesetz vor, in dem die - 1-Prozent-Kürzung der Bezüge und die Verabschiedung der 
Besoldungsanpassung für 1982 um drei Monate vorgesehen 
war. Die Kürzung sollte nach folgender Formel vonstatten 
gehen: vom Anfangsgrundgehalt plus Ortszuschlag wurdeein 
Prozent ermittelt und dies sollte von der .Allgemeinen Zulage- 
abgehen. Die komplizierte Art der Kürzung war deshalb 
aewählt worden. um in bestehende Tarifverträge einwirken zu 
können. So beinhaltet der Tarifvertrag über die Zulagen für 
Angestellte beim Bund und den Ländern folgende Bestim- 
mung: .Angestellte, die unter die Anlage l a  zum BAT fallen, 
erhalten Zulagen unter den gleichen Voraussetzungen, i n  der 
gleichen Höhe und in  dem gleichen Umfang, wie sie die 
entsprechenden vergleichbaren Beamten des Arbeitgebers 
nach den besoldungsrechtlichen Vorschriften erhalten.. Und 
zum Ortszuschlag sagt der BAT in 5 29: *Der Ortszuschlag 
wird i n  sinngemäßer Anwendung der für die Beamten gelten- 
den Bestimmungen gewährt ... Das bedeutet, eine Gehalts- 
kürzung bei den Beamten wirkt sich direkt bei den Ange- 
stellten aus. Diese Schwäche der Tarifverträge war bis dahin 
rund 10 Jahre lang keinem aufgefallen. 

Für die Arbeiter kündigten die Arbeitgeber die Zulagen- 
Tarifverträge zum 31.12.1981. Der t)TV blieb jetzt nichts 
anderes übrig, als alles mobil zu machen, was sie hatte. Am 
30.11.1981 kündigte sie sämtliche Tarifverträge und die 
dazugehörigen Zulagenverträge. Damit ergab sich ab Januar 
die Möglichkeit zu streiken. Die Arbeitgeber ihrerseits 

kündigten an, sie würden die Kürzungen erst am 1. März 1982 
vornehmen und bis dahin die Zulagen unter Vorbehalt weiter- 
zahlen. In einem Interview mit der *Welt<< stellte Heinz 
Kluncker arn 28.12.1981 fest: .Man muß schon besonders 
phantasiebegabt sein, um sich vorzustellen, daß man am 1. 
März eine Kürzung erdulden und dann am 5. März über 
Erhöhungen der Löhne und Gehälter verhandeln soll-. So war 
der Sachverhalt. Mitte Januar war allen Beteiligten klar, daß 
die t)TV mit dem Rücken an der Wand stand und gar nicht 
anders konnte, als zu kämpfen. wollte sie sich nicht selbst 
aufgeben. 

Streikbereltschaft 

Nicht nur in den kampfstarken Bereichen Nahverkehr, Gas- 
und Wasserwerke, Müllabfuhr war deutlich Streikbereitschaft 
zu spüren, auch in vielen Stadtverwaltungen, Behörden wuchs 
die Nervosität. Zum erstenmal waren auch Teile der Ange- 
stellten streikbereit. Und die Vertreter der Kollegen aus den 
Arbeiterbereichen hatten diesmal klipp und klar gesagt, daß 
sie allein nicht bereit wären, für die Angestellten und Beamten 
die Kastanien aus dem Feuer zu holen. Da auch bei den 
Sozialversicherungsträgern, der Arbeitsverwaltung, Finanz- 
ämtern usw. ein >lTarifloser Zustand(< herrschte, kam auf 
Gewerkschaftsschulungen und Mitgliederversammlungen im- 
mer stärker die Frage auf, was man denn tun könne. Da, wodie 
Kraft zum Streik nicht reichte, wollte man wenigstens auf 
Protestkundgebungen gehen. Da, wo die Kollegen streikbereit 
waren, entstand völlige Konfusion. Wie organisiert man einen 
Streik? Welche Rechtsfolgen hat das? Ja, bevor es zum Streik 
kommt, wie macht man eine Urabstimmung? Diese Fragen 
konnten nur zum Teil von der Organisation beantwortet 
werden. Die t)TV war auf eine solche Lage nicht vorbereitet, 
und viele Funktionäre wußten auch nicht mehr als die aktiven 
Mitglieder. So war es denn für viele haupt- und ehrenamtliche 
Mitglieder eine Art Erlösung, als die Front der öffentlichen 
Arbeitgeber am 28.1.1982 auseinanderbrach. Da ein großer 
Streik vor allem die Gemeinden treffen würde - Erfahrungen 
hatte man ja noch von 1974 -wichen sie aus und boten an, die 
Zulagen bisauf weiteres unter Vorbehalt zu zahlen und in einer 
Lohnrunde überalles zu verhandeln. Damit standen Bund und 
Länder vor der Frage, ob sie allein die Kürzungen durchziehen 
sollten. Nach einer Woche Bedenkzeit gingen sie auf den Vor- 
schlag der kommunalen Arbeitgeber ein. 

Diese Woche war die kritischste für die ÖTV seit Beginn der 
Auseinandersetzung. Durch den Rückzug der Gemeinden war 
auch die Karnpfbereitschaft bei Straßenbahnern und MÜII- 
werkern weg. Mit dem schwächeren Teil der Organisation, den 
Angestellten, allein dem Druck der öffentlichen Hände zu 
widerstehen war ein großes Risiko. In dieser Woche wurde 
zwar alles für die Urabstimmung bei Bund und Ländern vorbe- 
reitet, doch jeder wußte, daß es ins Auge gehen konnte, weil 
die ÖTV mit einem streikungewohnten Teil antreten mußte. 
Dieses Auseinanderdividieren darf nicht noch mal passieren, 
sonst ist die Niederlage programmiert. 

Die Tarifverhandlungen 

Erst nach der Abwehr der Kürzungen wurden innerhalb der 
t)TV die Forderungen für die Tarifrunde aufgestellt - 
übrigens ein klarer Verstoß gegen Beschlüsse des letzten 
~ewerkschaftstages. Der Hauptvorstand hatte diese aber 
zeitweise außer Kraft aesetzt. um S~ie l raum für die Verhand- 
lungen zu gewinnen.- Die Forder"ngen der Großen Tarif- 
kommission nach 6,5 Prozent und 30 Tagen Urlaub wurden 
begleitet von der Feststellung, eine Aufrechnung werde es 
keinesfalls geben. Diese Radikalität des Hauptvorstandes war 
Ausdruck der Stimmung an der Basis, keiner wollte sich das 
wegnehmen lassen, was man soeben durch Druck behalten 
hatte. Diesmal waren auf seiten der öffentlichen Hand die 
kommunalen Arbeitgeber auf Vordermann gebracht worden. 
Verhandlungsführer lnnenrninister Baum wollte wenigstens 
durch hartes Auftreten eine Teilverrechnung erzielen, um die 



Durchsetzungsfähigkeit der Regierung zu zeigen. Das war 
denn auch bei den Tarifverhandlungen im März der Fall. Die 
OTV-Führung ging bis an den Rand des den Kollegen noch zu 
verkaufenden - nämlich 3,6 Prozent und einen Urlaubstag 
mehr. Erst die Einschaltung des Schlichters Höcherl (CSU) 
soll es allen Seiten ermöglichen, ohne Gesichtsverlust ausder 
Tarifrunde rauszukommen. 

Fazit 
Der Schock sitzt tief, auch bei vielen hauptamtlichen 

Funktionären. Daß der Zwang der leeren Kassen eine solche 
Konfrontation heraufbeschworen hat, wollte voreinem halben 
Jahr noch niemand wahrhaben. Die Schwächen der ÖTV 
wurden in der Auseinandersetzung immer klarer: kein den 

Bremer Metall-Betrieb : 

Mitgliedern bekanntes Streikkonzept; Behandlung der Mitglie- 
der als Unteroffiziere, die auf Knopfdruck einsetzbar sind; 
Trennung der Bereiche (die ÖTV hat fast 50 Abteilungen) und 
damit Verhinderung gegenseitiger Kontaktaufnahmen; kaum 
Möglichkeit der gemeinsamen Aussprache, da Delegierten- 
versammlungen nur selten stattfinden und von wenigen 
besucht werden können. 

Das Ergebnis der Tarifrunde ist für uns aktive Gewerkschaf- 
ter nicht von entscheidender Bedeutung. Wichtiger ist, daß wir 
gesehen haben, auf wen man sich verlassen kann, was man 
alles beachten muß, wo die Schwächen der ÖTV liegen. 
Deshalb können wir froh sein, daß der Angriff der öffentlichen 
Arbeitgeber in eine Zeit fiel, wo die Zersetzung der Kampf- 
kraft durch die Arbeitslosigkeit noch nicht zu spüren war. i 

um unsere Rechte kämpfen 
Angesichts der sich verschärfenden Krise und mit dem Druck 
von sozialem Abbau und Arbeitslosigkeit formieren sich die 
Unternehmer immer stärker und versuchen jeden Ansatz von 
fortschrittlicher Gewerkschaftsarbeit zu zerschlagen. Was wir 
mit dem Betriebsverfassungsgesetz wirklich anfangen kön- 
nen. wird immer deutlicher. 

Dazu folgender Bericht: Auf der letzten IGM-Vertreterver- 
sammlung sprach ein Kollege von .Bremer Werkzeug- und 
Maschinenbau- (BWM), einem mittleren Bremer Betrieb, über 
zwei Entlassungen von Vertrauensfrauen.. . 

Bei der letzten BR-Wahl erreichten junge, fortschrittliche 
Kollegen, deren Ziel es war, konsequente Interessenvertre- 
tung bei BWM einziehen zu lassen, die Mehrheit. Probleme, die 
der >*alte<< BR nicht bereit war anzugehen, gab es genug: 
undurchsichtiges Akkordsystem, niedrige Bezahlung und 
ein relativ hoher Anteil von Heimarbeiterinnen, der zur Folge 
hat, daß im Werk selbst Kapazitäten brachliegen, ein 
ausgezeichnetes Druckmittel gegen die Kollegen und die 
Kolleginnen im Betrieb selbst. Weiterhin ist mit Produktions- 
verlagerung in Billiglohnländer zu rechnen. 

Nicht nur der Geschäftsleitung, sondern auch der Mehrheit 
des „alten<< Betriebsrats, deren sozialpartnerschaftliche 
Haltung sich so ausdrückte, daß sie sich der,>Herr Im Haus.- 
Politik der Geschäftsleitung bedingungslos unterwarf, waren 
die jungen Kollegen, die mühsam einen Vertrauenskörper 
aufgebaut haben, schon längst ein Dorn im Auge. Die 
Geschäftsleitung reagierte nach der Wahl sofort. Der frühere 
BR-Vorsitzende, dem es noch einmal gelang, gewählt zu 
werden, wurde mit einem guten Posten belohnt. - 

Gegen die neue BR-Mehrheit wurde „entsprechend* 
verfahren. Zu den ersten Maßnahmen gehörte die Versetzung 
einer Betriebsrätin. Daß sie vor dem Arbeitsgericht in der 
ersten Instanz gewonnen hatte, beeindruckte die Geschäfts- 
leitung wenig. Sie hat Widerspruch eingelegt, und somit ist mit 
Hilfe *unserer<< Gerichtsbarkeit die Angelegenheit erst einmal 
bis August '82 erledigt. Schwarze Bretter wurden verweigert, 
BR-Informationen abgerissen, und die Geschäftsleitung Iäßt 
sich keine Möglichkeit nehmen, BR-Arbeit zu behindern und 
gegen Betriebsverfassungsgesetz und Tarifverträge zu versto- 
ßen. 

Fristlose KUndlgung eines BR-Mitgliedes 
Ein erster Höhepunkt war der Antrag auf fristlose 

Kündigung eines BR-Mitgliedes, mit der Begründung, er 
mache zuviel BR-Arbeit und melde sich nicht ordnungsgemäß 
ab. Eine Spaltung des BR ist nicht gelungen. Aufgrund des 
Drucks und der schlechten Erfolgsaussichten hat man auf eine 
Klage beim Arbeitsgericht auf Zustimmung verzichtet. 

Der Geschäftsleitung sind die malten. Betriebsräte teuer. Im 
Laufe seiner Arbeit stellte der BR nun fest, daß die ca. 150 

türkischen Kolleginnen durch ihre freigestellte Betriebsrätin 
nicht gut vertreten waren. Alle Versuche, die Kollegin in die 
BR-Arbeit einzubinden, schlugen an ihrer Passivität fehl. Da 
nun gerade in dem Bereich der Akkordarbeiterinnen so - 
ziemlich alles im argen liegt, entschloß sich der BR, eine 
andere Kollegin freizustellen. Das brachte die Lawine ins 
Rollen. Die türkische und eine deutsche Kollegin traten 
beleidigt zurück. Die Geschäftsleitung konnte es sich nicht 
nehmen lassen, sich einzumischen. Sie sah ihre große 
Chance. Es fand ein Gespräch mit den betreffenden 
Kolleginnen statt, dessen Inhalt natürlich nicht bekannt 
wurde. Folgender Tatbestand Iäßt allerdings auf einiges 
schließen. Die Geschäftsleitung rechnete aufgrund dieser 
zwei Rücktritte, zumal nun keine türkische Kollegin im BR 
vertreten war, mit Neuwahlen. Eine türkische und eine 
deutsche Vertrauensfrau waren durch ihre Aktivitäten und ihre 
Zusammenarbeit mit dem fortschrittlichen Kern aufgefallen. 
Sie erhielten prompt ihre Kündigung. Ihre Arbeitsleistung 
ließe zu wünschen übrig, außerdem wurde einer Kollegin 
vorgeworfen, sie habe an dem Zähler ihrer Maschine 
manipuliert. Es wurde von Abmahnungen durch direkte 
Vorgesetzte gesprochen, die allerdings bei Rückfragen des BR 
nichts davon wußten. Ausgesprochen fadenscheinig sind 
diese Begründungen, aber trotzdem sind die Kolleginnen erst 
einmal draußen und der Vertrauenskörper geschwächt. 

BV auf 4 Stunden begrenzt 
Da der BR und Vertrauenskörper nicht nur auf die 

Gerichtsbarkeit hoffen wollen, wurden die Kündigungen und 
deren Hintergründe auf der nächsten Betriebsversammlung 
erörtert. Die Wichtigkeit der Betriebsversammlung war auch 
der Geschäftsleitung klar. Deshalb versuchte sie zuverhindern 
- vergeblich -, daß ein türkischer Übersetzer an der 
Teilversammlung im Gerätewerk, in der vornehmlich Türkin- 
nen beschäftigt sind, teilnahm. 

Es ist bekannt, daß die Kolleginnen aus Unkenntnis und 
Angst, entlassen zu werden, ihre Akkorde so hinnehmen. 
Deshalb erklärte der BR ausführlich das Akkordsystem und 
stellte seine Schwierigkeiten dar, Beanstandungen durchzu- 
setzen. 

Diese Betriebsversammlung dauerte 6 1 /2 Stunden und 
sollte am nächsten Tag fortgeführt werden. Auf Drängen der 
Unternehmensleitung ließ sich der BR darauf ein, die 
Versammlung in der nächsten Woche fortzusetzen, um -den 
Betriebsablauf nicht zu gefährden*. Am nächsten Tag aber 
schon verweigerte die Geschäftsleitung diese Versammlung 
mit dem Argument, es sei nur eine zusätzliche Betriebsver- 
sammlung möglich und die solle der BR erst einmal 
begründen. Anfang der nächsten Woche fand eine Versamm- 
lung im anderen Betriebsteil statt. Die Geschäftsleitung hatte 
die Zeit genutzt und eine einstweilige Verfügung ohne 
mündliche Verhandlung erwirkt,die besagt, daß die Versamm- 
lung nur 4 Stunden dauern dürfe. Man hatte eidesstattliche 



Versicherungen des Personal- und Betriebsleiters hervorge- 
zaubert, daß auf der Versammlung Themen behandelt worden 
wären, die nicht dort hingehörten. Der Gewerkschaftsvertreter 
habe ebenfallsversucht, „den BR zurVernunft zu bringen*. Für 
diese Lüge mußte sich die Unternehmensleitung bereits 
entschuldigen. Aber - das genügte dem Gericht - die 
Fortführung der 1. Versammlung wurde ebenfalls auf diesem 
Wege gänzlich verhindert. Der BR hat unmittelbar Wider- 
spruch erhoben, aber, wie zu erwarten, ohne sofortigen Erfolg 
- gerichtliche Mühlen mahlen langsam, der Verhandlungs- 
terrnin ist auf den 20. 4. 1982 festgelegt. 

Die Geschäftsleitung wendet sich 
vertrauensvoll an die Belegschaft 

Man hat sich an höchster Stelle die Mühe gemacht, eine 
Dokumentation, die Zusammenarbeit mit dem BR betreffend, 

Es gibt kein Industrieland auf der Erde ohne .Gastarbeiter.. 
In großen Ländern wie den USA sind es .Gastarbeiter* aus 
dem eigenen Land, die in die großen Industriezentren ziehen, 
um der Armut zu entfliehen. In kleineren Ländern werden 
>,Gastarbeiter. von den Unternehmern von weit her ange- 
heuert, um willige und billige Arbeitskräfte zu haben. 

Für die ersten großen Fabriken, die in Großbritannien 
entstanden, wurden von den Unternehmern „Gastarbeiter- 
aus Irland und Schottland herangezogen. Die Erschließung 

des Ruhrgebietes war ohne die .Gastarbeiter* aus Schlesien 
und Polen nicht denkbar. In Bremen z.B. war der Aufbau der 
Werft- und Textilindustrie mit dem Zuzug Tausender aus 
anderen Ländern und Gegenden verbunden. Nach dem 11. 
Weltkrieg kamen Zigtausende von Flüchtlingen aus dem 
Osten des Reiches hinzu. Auch sie wurden damals von den 
.Einheimischen. wie ~Ausländer~ behandelt. Ob in England 
die Iren, die Inder und Pakistani; in Frankreich die Nordafrika- 
ner; iri der Schweiz Italiener und Westdeutsche; selbst im 
Industriewunderland* Japan arbeiten schon seit Jahrzehnten 
.Gastarbeiter. aus Korea: Überall holten und holen die 
Unternehmer zum Betrieb der großen Fabriken ~Gastarbeitera 

zu erstellen und in einem Schreiben, dasder Lohnabrechnung 
beigefügt wurde, darauf hingewiesen, daß jeder Kollege diese 
während der Arbeitszeit lesen könne. Der BR verzichtet auf 
eine inhaltliche Gegendarstellung, weil er die Kollegen mit 
seinen Mitteln - Betriebsversammlung, Infos etc. - 
informieren und weil er sich durch solch einen großen 
Arbeitsaufwand nicht lahmlegen lassen will. Zu den Entlas- 
sungen der zwei Vertrauensfrauen hat der VK ein Flugblatt 
erstellt, das von der IGM-Ortsverwaltung gedruckt und von 
den Kollegen im Betrieb verteilt worden ist. Zu hoffen ist, daß 
die Gewerkschaft nicht bei diesen Aktivitäten stehenbleibt und 
nur noch die Kündigungsschutzklagen durchführt, sondern 
daß sie zu breiten Aktionen bereit ist, mit der Gewißheit, daß es 
nicht .nur* um 2 Kolleginnen oder um einen Betrieb geht, 
sondern daß es sich um einen Schlag gegen die gesamte 
Gewerkschaftsbewegung handelt, dem es endlich gilt, 
entgegenzutreten. ¤ 

aus anderen Gegenden heran, wenn sie es für nötig, d.h. 
profitabel halten. 

Nötig und nützlich ist das Anheuern von „Gastarbeitern- aus 
mehreren Gründen: 
- Es fehlen Arbeitskräfte an dem Ort, wo die Unternehmersie 

brauchen 
- es werden für einige Branchen Menschen mit spezialisier-. 

ten Kenntnissen, bzw. vollkommen unqualifizierte, willige 
und billige Arbeitskräfte gebraucht 

- .Teile und herrsche<<: Diese uralte Methode wenden die 
Unternehmer erfolgreich an, wenn sich Einheimische und 
auswärtige Arbeiter in den Haaren liegen, anstatt gemein- 
Sam für die gemeinsamen Interessen zu kämpfen. 

Heute erleben wir, wie die Ölscheichs am Persischen Golf 
von ihren Öleinnahmen Industrieanlagen von .Gastarbeitern* 
aufbauen und betreiben lassen - vom amerikanischen oder 
deutschen Techniker bis zum pakistanischen oder koreani- 
schen .Kuli* alles Gastarbeiter - eine komplette Arbeiter- 
sc haf t! 

Seit es die große Industrie gibt, mußten sich Arbeiter und 
ihre Gewerkschaften zu der Erkenntnis durchringen, daß das 
Durchsetzen aewerkschaftlicher Ziele oder die Abwehr von 
~nternehmerin~r i f fen nur in dem Maße möglich war, wie die 
Arbeiter die Konkurrenz untereinander - also auch zwischen 
ausländischen und einheimischen Arbeitern - vermindern 
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konnten. Was in der Konjunktur unter der Oberfläche des 
Wohlstands verborgen blieb. die Konkurrenz unter den 
Arbeitern, drängt nun wieder durch den dünner werdenden 
Lack. Ob es gelingt, den Unternehmerangriffen gemeinsam zu 
begegnen, ist noch offen. Es ist aberdereinzige Weg, der nicht 
in den Abgrund führt. 

Für viele Kollegen scheinen aber alle Schwierigkeiten der 
Wirtschaftskrise gelöst, wenn die ausländischen Arbeiter in 
ihre Heimatländer zurückgeschickt würden. Sie sagen: 
.AUSLANDER RAUS!<< Sie glauben, daß dann die Arbeits- 
plätze der deutschen Arbeiter sicherer werden würden. 
Tatsache ist jedoch, daß Wirtschaftskrise und Arbeitslosig- 
keit ihre Ursache nicht bei den ausländischen Arbeitern 
haben, sondern daß das Kapital weltweit Produktionskapazi- 
täten geschaffen hat, für die es zur Zeit keine Absatzmärkte 
mehr gibt. 

Zur mangelnden Auslastung der Produktionsanlagen 
kommt noch die Vernichtung von Arbeitsplätzen durch 
Rationalisierung hinzu. 

In der Stahlindustrie wird das besonders deutlich: Die 
Unternehmer haben riesige Anlagen geplant und gebaut und 
sich die Arbeitskräfte dafür zum Teil aus anderen Ländern 
herangeholt. Jetzt liegt ein Teil dieser Anlagen still, weil nicht 
mehr genug abgesetzt werden kann. Sind dafür nun die 
ausländischen Arbeiter oder die Unternehmerverantwortlich? 

Die ausländischen Arbeiter werden von den Unternehmern 
gebraucht, z.B. weil es Arbeitsplätze gibt, an denen die 
Arbeiter schnell verschlissen werden. 

Deutsche Kollegen wissen das sehr gut, trotzdem schreien 
oder denken viele: PTÜRKEN RAUS!. Aber sie selbst würden 
solche Arbeitsplätze niemals akzeptieren. Anstatt gemeinsam 
mit den ausländischen Kollegen für die Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen einzutreten, verhält sich ein Teil der 
deutschen Belegschaften, wie es sich die Unternehmer 
erhoffen: Das Problem der wachsenden Arbeitslosigkeit wird 
unter den Arbeitern ausgetragen. 

Die Kollegen sollten wissen: 

1. daß die Unternehmer nicht wegen der-altendeutsch-türki- 
schen Freundschaft<( zunehmend türkische Arbeiterangeheu- 
ert haben, sondern weil sie erhofften, daß sie die türkischen 
Arbeiter leichter antreiben und ausbeuten können als Arbeiter 
aus den europäischen Ländern, die weniger Sprachprobleme 
haben und sich schneller ihrer Rechte bewußt werden. Natür- 
lich holten die Unternehmer auch nur wenige Arbeiter, die 
selbst schon eine gewerkschaftliche Tradition haben. Sie 
holten am liebsten Landarbeiter und kleine Bauern aus dem 
unterentwickeltsten Teil Anatoliens, denen die Lebens- U. 
Arbeitsbedingungen in den hochentwickelten westeuropäi- 
schen Industrieländern völlig fremd sind. Je mehr sich die 
Ausländer von den deutschen Kollegen in Sitte, Gebräuchen 

und vor allem wegen der Sprachschwierigkeiten abspalten 
lassen, um so besser.. . 

2. daß seit dem Beginn der Weltwirtschaftskrise 1975 durch 
Entzug oder Nichtbewilligung der Arbeits- und Aufenthalts- 
erlaubnis Ca. 2 Mio. auslandische Arbeiter aus der Bundes- 
republik vertrieben wurden, ohne daß sich die Arbeitslosigkeit 
verringert hätte. 

Im Gegenteil: die Arbeitslosigkeit ist rapide gestiegen. Wie 
in der Konjunktur, so auch in der Krise arbeiten die 
Regierungen und die Unternehmer auf das Engste zusammen, 
um ihre ~~Arbeitsmarktprobleme~ zu lösen. Es heißt im Fern- 
sehen und in den Zeitungen zwar immer: .Wir haben Arbeits- 
kräfte gebraucht, aber es kamen Menschen!<< Die Wirklichkeit 
zeigt aber, daß dieses .WIR. Unternehmer und Regierungen 
sind, die am liebsten heuern und feuern würden - ausländi- 
sche und deutsche Arbeiter. 

Und zu den Kollegen, die sich die .Lösung. von Problemen 
wie Arbeitslosigkeit und Abbau des Lebensstandards von 
einem Bneuen Adolf. versprechen, sei hier gesagt: Der 
Faschismus der Nazi-Partei konnte zwar die Arbeitslosigkeit 
durch den Arbeitsdienst vertuschen und durch gewaltige 
Aufrüstung und Militarisierung abbauen - aber Hundert- 
tausende italienischer Bauarbeiter und polnischer Landar- 
beiter blieben trotzdem in Deutschland. In solchen Fragen 
ließen sich auch damals die Unternehmer und Großgrund- 
besitzer nichts von der politischen Führung vorschreiben. 
Ausländer wurden im Gegenteil als Arbeitskräfte besonders 
wichtig in den folgenden Kriegsjahren, als Millionen von * 
Zwangs- und Fremdarbeitern sich für die deutsche Industrie 
totarbeiten mußten. Die deutschen Arbeiter durften sich zur 
gleichen Zeit an der Front für die Weltherrschaftsinteressen 
der deutschen Unternehmer totschießen lassen. 

Es sind heute dieselben Unternehmer, die je nach Bedarf 
deutsche und ausländische Arbeiter heuern und feuern 
wollen. Sie können sich dabei darauf verlassen, daß zumindest 
ein Teil der Arbeiter nicht im Unternehmer. sondern in seinem 
ausländischen und deutschen Kollegen seinen größten 
Gegner sieht. Man sieht: die ausländischen Arbeiter sind ein 
Teil der politischen und wirtschaftlichen Herrschaftsmittel. 
Sie werden eingesetzt, damit wir gespalten werden und sogar 
um uns zu ersetzen, wenn wir wieder marschieren sollen. Die 
Unternehmer holen sie ins Land und lachen sich ins Fäust- 
chen, wenn deutsche und ausländische Arbeiter sich als 
Gegner sehen. 

Die von den Unternehmern produzierte Arbeitslosigkeit trifft 
uns alle. Der von den Unternehmern durchgesetzte Sozialab- 
bau trifft uns alle. Die von den Unternehmern zu verantworten- 
de Verschlechterung der Ausbildungschancen trifft uns alle. 
Wir kännen uns nur gemeinsam dagegen wehren. (Aus: 
)>Mitmischer=, Betriebszeitung Klöckner-Hütte Bremen) 

I 
\ 

Nordrhein - Westfalen: 

Lehrern droht MassenaMilosigkeit 
Konnte sich Kultusminister Girgensohn noch bis zum 

vergangenen Jahr gegenüber seinen CDU-Kollegen aus 
anderen Bundesländern damit rühmen, daß es unter der 
sozialdemokratischen Alleinregierung in NRW keine Lehrer- 
arbeitslosigkeit gebe. so hat sich nun auch hier die 
ökonomische Krise nicht nur in der Stahlindustrie, wo bisher 
schon Tausende von Arbeitsplätzen vernichtet worden sind, 
sondern auch im Bildungsbereich voll auszuwirken begonnen. 

Bereits im nächsten Jahr werden 15.000 Lehrer arbeitslos 
sein, bis 1990 sollen es nach offiziellen Schätzungen 75.000 
sein! Damit ist klar, daß nicht nur die für die Ausbildung dieser 
Lehrer aufgebrachten Steuermittel verschwendet sind, son- 
dern daß es auch in Zukunft keinerlei Verbesserungen der 
Arbeitsbedingungen der Lehrer geben wird, wie zum Beispiel 
kürzere Wochenarbeitszeit und kleinere Klassen durch 
Neueinstellungen. Klar ist damit auch, daß sich die Qualität 
der öffentlichen Dienstleistung Schulbildung nicht verbessern 
wird. 

Im Gegenteil, die rasch wachsende Zahl arbeitsloser Lehrer 
wird politisches Druckmittel gegenüber den in Arbeit 
stehenden Lehrern benutzt werden, um über den allgemeinen 
Sozialabbau hinaus speziell ihre Arbeitsbedingungen weiter 
zu verschlechtern und ihren Lebensstandard zu senken: 
Obwohl die erzieherischen Aufgaben der Lehrer und die 
pädagogischen Probleme in den Schulen wachsen, werden 
wir seit Jahren von einer immer zunehmenden Flut von 
Erlassen und Verfügungen erschlagen, die uns einerseits 
immer stärker in unserer Tätigkeit einengen und uns 
andererseits in zunehmenden Maße zu reinen Bürotätigkeiten 
zwingen. So wird die Arbeitskraft der Lehrer gesellschaftlich 
entwertet, während unter den Schülern Alkoholismus und 
Gewalttätigkeit, gepaart mit politischem Desinteresse oder 
unterschwelligem Rechtsradikalismus, um sich greifen. 

Weiter muß natürlich der Wert der akademischen Ausbil- 
dung der Lehrer auch in finanzieller Hinsicht dem sinkenden 



Marktwert angepaßt werden, und zwar über Gehaltsabbau. 
(So Kultusminister Remmers aus Niedersachsen) 

Dennoch, wenn derzeit Unruhe und Unzufriedenheit in der 
Lehrerschaft zunehmen, dann wegen der ständigen Ver- 
schlechterung der Arbeitsbedingungen: Verbürokratisierung 
der Schule; Streichung von Stundenzuschlägen für Schulen 
mit Ganztagsbetrieb (dies trifft vor allem die Gesamtschulen!); 
wachsender Ausländeranteil in der Schülerschaft, besonders 
an Hauptschulen, bei gleichzeitiger Entlassung ausländischer 
Lehrer; Zwangsversetzungen; Wegfall von Entlastungsstun- 
den; Stellenstreichungen, wenn Kollegen aus dem Dienst 
ausscheiden oder Teilzeitarbeit machen möchten, etc. 

Alle diese Maßnahmen treffen ebensowieder Gehaltsabbau 
(Kürzungen im Ortszuschlag und bei der Beihilfe, Verlänge- 
rung der Dienstaltersstufen, Streichung des Urlaubsgeldes 
und Kürzung des Weihnachtsgeldes, etc.) inzwischen die 
Lehrerschaft insgesamt, nicht aber wie bisher nur einzelne 
Gruppen (Referendare. Angestellte) oder Schulformen 
(Hauptschulen). 

Die Masse der beschäftigten Lehrer aber muß derzeit den 
Beamtenstatus aufgrund der noch vorhandenen beträchtli- 
chen materiellen Besserstellung gegenüber der Masse der 
Arbeiter und Angestellten noch als Privileg und ihre Position 
als relativ sicher empfinden. 

Das Ende der Bildungsreforrnen jedenfalls braucht nicht 
mehr prophezeit zu werden, es ist längstda. Fürdie GEW heißt 
das im Grunde, Abschied zu nehmen vom bisherwesentlichen 
Inhalt ihrer Politik, den Reformforderungen: Chancengleich- 
heit und Demokratisierung im Bildungswesen, kleinere 
Klassen und kürzere Arbeitszeit der Lehrer. Ins Zentrum der 
gewerkschaftlichen Tätigkeit rücken zwangsläufig die Vertei- 
digung der gegenwärtigen Arbeitsbedingungen und des 
sozialen Besitzstandes. wodurch die GEW, ohne selbst 
Tarifpartner der öffentlichen Arbeitgeber sein zu können, 
objektiv näher an die anderen Gewerkschaften im DGB 
heranrückt. 

Innerorganisatorisch drückt sich das in der GEW- 
Nordrhein-Westfalen aus in den zunehmenden Bemühungen, 
ein einheitliches Vertrauensleute-System aufzubauen, das 
nach und nach die Organisation nach Schulformen ablösen 
kann. Dies hängt allerdings wesentlich ab vom Grad der 
Aktivität der Mitglieder, der derzeit in Nordrhein-Westfalen 
nicht sehr hoch ist: Von den Ca. 40.000 Mitgliedern (etwa 10°/o 
aller Lehrer) kann man von gut 500 Aktiven ausgehen, die in 
der Lage sind, Ca. 3000 weitere Mitglieder zu mobilisieren. So 
geschehen im Januar auf einer Protestkundgebung der GEW 
gegen die Sparbeschlüsse in Düsseldorf. 

Besonders groß wardie Enttäuschung nach derverabschie- 
dung des Gesamtschulgesetzes im Juni letzten Jahres, mit 

I dem sich die SPD sehr weit der CDU annäherte. indem sieden - Bestand des dreigliedrigen Schulsystems, insbesondere die 
Bestandsgarantie für Gymnasien, festschrieb. Inzwischen 
beurteilen gerade auch gewerkschaftlich aktive Kollegen an 
Gesamtschulen die Entwicklung sehr nüchtern und propagie- 
ren angesichts der ständigen Verschlechterung ihrer Arbeits- 
bedingungen, der sich verschlechternden personellen und 
finanziellen Ausstattung, die Gesamtschule nicht mehr als 
„Schule der Zukunft<<. Bestehende Gesamtschulen verteidigen 
heutzutage früher erreichte Reformansätze, was sich für die 
Kollegen auf die Verteidigung ihrer gegenwärtigen Arbeitsbe- 
bedingungen reduziert. Neu zu errichtende Gesamtschulen in 
Ballungszentren tragen ganz eindeutig den Charakter großer 
Bildungsfabriken mit steigendem Ausländeranteil in der 
Schülerschaft und dem Ansehen einer Art Ersatzhauptschule 
der Zukunft. 

So gesehen ist die von Lehrern anderer Schulformen in der 
Vergangenheit erhobene Forderung, die GEW müsse aufhö- 
ren, eine Gewerkschaft der Gesamtschullehrer zu sein, im 
Grunde genommen bereits erfüllt. Indem durch die Politik des 
Sparens, Streichens und Zusammenlegens die Unterschiede 
zwischen den einzelnen Schulformen eingeebnet und die 
Positionen aller Lehrergruppen nivelliert und abgebaut 
werden, verteidigen alle Lehrer, ganz gleich, wo sie arbeiten, 
zunächst ihren Arbeitsplatz, ihre jetzigen Arbeitsbedingungen 
und ihren sozialen Besitzstand. 

Vorhandenen Widerstand gegen die Schließung einer 
Schule, gegen die Zusammenlegung von Schulen, unter 

Ausnutzung gewerkschaftlicher Möglichkeiten organisieren 
zu helfen, ist sicherlich eine gewerkschaftliche Aufgabe, auch 
dann, wenn ein zusammengelegtes Gebilde den Namen 
 gesamts schule^ tragen soll. Es geht hier nämlich überhaupt 
nicht um die Frage der Schulform, also nicht um Vorstellun- 
gen, sondern um die Verteidigung des Arbeitsplatzes und der 
Arbeitsbedingungen. 

Solange nicht eine Mehrheit der Beschäftigten dazu bereit 
ist, werden schwerpunktmäßige, streikähnliche Aktionen 
einzelner Belegschaften oder demonstrative Arbeitsniederle- 
gungen an einzelnen Orten, wie sie die GEW auf der letzten 
Landesvertreter-Versammlung in Essen im  November 1981 
beschlossen hat, nicht aussichtsreich durchgeführt werden 
können, sondern müssen umschlagen in Resignation und zur 
Isolierung einzelner Aktiver führen. 

Die GEW wird sich überlegen müssen, wie sie bei 
zukünftigen Streiks der ÖTV oder anderer Gewerkschaften 
nicht abseits steht, sondern wirkungsvolle Unterstützung und 
Beteiligung organisieren kann. 

Was die Lehrerarbeitslosigkeit angeht, so kann Kultusmini- 
ster Girgensohn mit seinen vorgeschlagenen >>Maßnahmen 
zum Abbau der Lehrerarbeitslosigkeit~~ durchaus auf die bei 
zahlreichen Kollegen vorhandene Bereitschaft zu freiwilligen 
Opfern bauen. Er schlägt vor, die Lehrerarbeitszeit um eine 
Wochenstunde zu senken, dafür das Gehalt um 4-5% zu 
kürzen und mit dem Geld neue Stellen zu schaffen. Was ist 
davon zu halten? Selbst wenn dieser Vorschlag ehrlich 
gemeint ist, so ist er doch unrealistisch, denn bei wachsenden 
Löchern im Haushalt wird er im Kabinett niemals die 
Genehmigung zur Schaffung neuer Stellen erhalten. Das 
Resultat wäre also, wenn die Gewerkschaften und die anderen 
Lehrerverbände darauf eingingen, eine freiwillige Zustim- 
mung zu Gehaltskürzungen im Sinne Brünings. Das wäre 
geradezu eine Aufforderung zum nächsten Schlag. Unter 
keinen Umständen könnte die GEW bei den Aktiven, etwa der 
ÖTV, für eine solche Politik auf Zustimmung hoffen. Den 
Kollegen müssen solche Vorschläge von Gewerkschaftsseite 
ja zwangsläufig als freiwilliger Verzicht von Privilegierten 
erscheinen, die ihnen damit in den Rücken fallen und ihre 
Position in der Auseinandersetzung mit dem öffentlichen 
Arbeitgeber schwächen. 

Dennoch signalisieren derartige iiberlegungen innerhalb 
der GEW, daß die Suche nach Auswegen begonnen hat. 

Kann es denn ein Ausweg sein, wie in anderen Bundeslän- 
dern - Hessen und Baden-Württemberg - geschehen, daß 
Lehrer freiwillig Teile ihres Gehaltesabgeben und davon dann 
gemeinsam mit Eltern an privat geführten Schulen arbeitslose 
Kollegen beschäftigen? Können sich die Lehrer derart am 
eigenen Schopf aus dem Sumpf ziehen und wirkungsvoll 
etwas gegen die Lehrerarbeitslosigkeit tun? 

Sie nehmen damit die Verantwortung für die wachsende 
Arbeitslosigkeit vom Arbeitgeber weg und geben außerdem zu 
verstehen, daß sie zuviel verdienen. Die Macht solcher 
Beispiele wird die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse nicht 
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verändern, sie wird höchstens die Lage der Beschäftigten wie 
der Arbeitslosen selbst auf Dauer verschlechtern. 

Leitlinie gewerkschaftlicher Arbeit in der Lehrerschaft muß 
sein: Verteidigung der Arbeitsplätze, der Arbeitsbedingungen 
und des sozialen Besitzstandes; Organisierung von Protest 
und Widerstand dort, wo er aufkeimt; Schaffung von 
Kontakten und Zusammenarbeit mitanderen Gewerkschaften; 
Unterstützung von gewerkschaftlich getragenen Aktionen 
außerhalb des Lehrerbereichs durch die GEW nach Kräften 

Kürzungen im Kindergarten 

und Möglichkeiten; Einbeziehung der Arbeitslosen in ge- 
werkschaftliche Aktionen und Tätigkeiten. Darüberhinaus 
müssen sich diejenigen, die dazu bereit sind, zusammenset- 
zen um diegrundlegenden Fragen: Wie können die politischen 
Voraussetzungen dafür geschaffen werden, daß die Kraft der 
Gewerkschaften nicht weiter geschwächt wird, sondern der 
Widerstand der Werktätigen insgesamtentwickelt wird, sodaß 
sie in der Lage sind, in Produktion und Verteilungeinzugreifen 
und die Arbeitslosen in den Arbeitsprozeß einzugliedern? Dies 
erfordert langfristige Arbeit. m 

Die Rotstiftpolitik im Kindergarten bewirkt, daß den 
Angestellten dort, und das sind nun mal fast ausschließlich 
Frauen, zugemutet wird, den Lebensunterhalt durch eine 
Halbtags- oder Dreivierteltätigkeit zu bestreiten. So schon 
geschehen in städtischen Kindergärten in Dortmund. Die 
Finanznot der offentlichen Hand (die an anderen Stellen 
allerdings freigiebiger ausschüttet - siehe Museum Ludwig in 
Köln) führt im Kindergartenbereich sowie in anderen 
Sozialbereichen wie z. B. Jugendarbeit, Heime, Behinderte 
usw. zu massiven Stellenstreichungen und geldlichen 
Kürzungen. 

Mit den Streichungen im Kindertagesstättenbereich werden 
die Zielgruppen Kleinkinderund Schulkinder massivgetroffen. 
Die Erziehung dieser Altersgruppen wird wieder verstärkt in 
den Schoß der Familie - sprich zu Lasten der Frau - 
zurückgegeben. Zu einer schlechteren Versorgung der Kinder 
tragen bei: 
1. Erhöhung der Gruppenstärken von 25 auf 30 Kinder (z. Z. in 
der Planung); 
2. Verringerung des Personals - Abbau von Zweitkräften, 
Wegfall der Freistellung von Leiterinnen, Wegfall von 
zusätzlichen Fachkräften und Praktikantinnen bei hohem -.. - - 

Ausländeranteil oder überwiegendem Anteil von >>sozial 
schwachen- Kindern und ähnlichem (z.Z. schon durchge- 
führt); 
3. Einschränkung der Etats - geldliche Kürzungen bei den 
Einkäufen für Lehr- und Lernmittel, für Feste und Feiern, 
Fahrten mit Eltern und Kindern und vieles mehr (z.Z. schon 
durchgeführt). 

Der Charakter der Verwahranstalt tritt durch die oben 
genannten Fakten wieder deutlicher zutage. Die Mütterdürfen 
zuhause die Aggressionen und Enttäuschungen ihrer Kinder 
auffangen. 

Zusätzlich zu den Verschlechterungen im Kindergarten trifft 
die Beltragserhöhung für die Tagesstätte die Eltern hart. 
Obwohl für 1982 der Nulltarif für die städtischen Einrichtun- 
gen laut Kindergartengesetzgeplant war, scheut sich die Stadt 
Köln nicht, die Beiträge für den Hort (Kinder von 6 bis 14 
Jahren, die nach der Schule betreut werden) rückwirkend von 
24 auf 82 DM zu erhöhen. Das sind 300%. 

Mit der Essensgeldpauschale von 39 DM im Monat 
(Erhöhung Essensgeld steht auch an!) und den 82 DM sind 
alleinerziehende Mütter vielfach nicht mehr in der Lage, ihre 
Kinder weiter in den Hort zu schicken. Die Folge: 
Schulaufgabenhilfe und Freizeitbetreuung entfällt - das wird 
den Müttern nach der Berufstätigkeit noch zusätzlich 
aufgebürdet. In den Tagesstätten, in denen die älteren Kinder 
abgemeldet worden sind, sind aus Kostengründen sofort 
Kindergartenkinder in die Hortgruppe gestopft worden. 

Um eine Solidarisierung innerhalb der verschiedenen 

Von nchancengleichheit~ in bezug auf die Eingangsvoraus- 
setzungen vor dem Grundschulbesuch kann nun keine Rede 
mehr sein. Gerade Ausländerkinder und Kinder aus kinderrei- 
chen Familien und niedriger verdienenden Familien sind 
wieder mal am härtesten betroffen. Und bei den ehemaligen 
Hortkindern, die jetzt als Schlüsselkinder umherlaufen, ist 
heute schon vorausberechenbar, daß die Folgekosten bei 
~Verwahr losung~~ die Steuerzahler mehr belasten werden als 
eine angemessene Bezuschussung der Horte zum jetzigen 
Zeitpunkt. b 

Durch die Umwandlung der Erzieherinnenstellen von '" 

Ganztags- in Teilzeitstellen wird nicht nur ein ganzer 
Berufsstand gefährdet. Es werden zusätzlich nicht mehr 
erledigt werden können: 

- ausreichende Vor- und Nachbereitung der pädagogischen 
Arbeit 

- Praktikantinnenausbildung 
- Fortbildung 
- Kontakt zur Schule; Erziehungsberatungsstelle; Einrich- 

tungen ähnlicher Art 
- Planung von Festen und Feiern 
- Verwaltungsarbeit 
- Besondere Förderung bestimmter KinderoderKindergrup- 

Pen 
- Vertretung im Krankheitsfall und ähnliches mehr. 

Der wichtige Faktor Elternarbelt, der eine gute Arbeit im 
Kindergarten erst ermöglicht, fällt ebenso dem Rotstift zum 
Opfer. 

Kindergärten sollen wegen der geplanten Personaleinspa- 
rungen sogar nachmittags geschlossen werden. Daß diese 
Planungen schon bald in die Tat umgesetzt werden können, ist 
nach dem letzten Stand des Kölner Finanzlochs klargewor- 
den. Die fehlenden 92 Millionen DM sollen nach dem Wunsch 
von Oberstadtdirektor Rossa von einer zweiten ,>Aufgabenkri- 
tik<c durchleutet werden. Aufgabenkritik bedeutet, daß die 
Verwaltungsspitzen versuchen, städtische Dienstleistungsbe- 
reiche herauszufinden, in denen gespart werden kann. 

Der Faschismus in 
Deutschland Band 
Analysen, Kommentare und Berichte der KPD-Opposition 
aus der Zeit zwischen 1928 und 1933. 
Nachdruck der 1973 bei EVA erschienen Ausgabe, erweitert 
um zwei neue Abschnitte: 

VII. Faschistische Parolen und Schlagworte 
VIII. Kommentare. Berichte und Notizen 

293 Seiten, Klebebindung DM 12,- 
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Gefunden werden dann die Bereiche, aus denen möglichst 
wenig Widerstand erwartet wird: Kinder, Frauen, Behinderte, 
Sozial-Schwache, Alte, Ausländer. Diese Gruppen sind dann 
auch bei der ersten nAufgabenkritik(t von den Kürzungen 
massiv betroffen worden. Beispiele: Abbau der Rollenden 
Spielplätze (genannt Juppis) - Abbau von Altenfahrten - 
Fahrten für Jugendliche und Schüler in Schullandheime - 
Abbau von Personal in Kindergärten usw. 500 Arbeitsstellen 
sollen nochmals gestrichen werden, die letzte Streichung 
(erste mAufgabenkritik-) betraf 380 Angestellte - überwie- 
gend aus dem sozialen Bereich - überwiegend Frauen. 

In Köln und auch in anderen Städten NRW's regt sich 
allmählich Widerstand gegen die rigorosen Streichungen auf 
Kosten der Eltern und Kinder. Bei uns haben sich 
Elternvertreter aus allen städtischen Kindergärten zu einem 
Stadtelternrat zusammengeschlossen, um bei kurzfristigen 
Aktionen schneller beschließen zu können. Aus jedem 
Stadtbezirk ist jemand aus dem Bezirkselternrat im Gesamtel- 
ternrat vertreten. Eine organisiertere Zusammenarbeit mit den 
Eltern der *freien* Träger (z. B. die Kirchen) wird angestrebt. 
Denn die überwiegende Anzahl der Tagesstätten ist in .freier* 
Trägerschaft, und somit ist es notwendig, längerfristig zu einer 
gezielten Zusammenarbeit zu kommen, um Erfolg zu haben. 

In Köln haben sich Eltern, Erzieherinnen und Gewerkschaf- 
terinnen zu einem Aktionsausschuß gegen die Streichungen 
und Kürzungen und Beitragserhöhungen zusammenge- 
schlossen. Dieser Ausschuß versucht, Erfahrungen aus den 
einzelnen Bezirken zu verwerten, Aktionen zu koordinieren, 
wie z. B. Unterschriftenlisten für den Rat der Stadt Köln, den 
Landtag usw. - Elternversammlungen - Podiumsdiskussio- 
nen - Informationsstände in den Bezirken usw. 

Anfang März fand eine Demonstration statt, die vor der 
letzten Verabschiedung des Haushaltes der Stadt Köln die 
Öffentlichkeit informierte und die Ratsherren zum Überden- 
ken der Sparmaßnahmen auffordern sollte. 1500 Teilnehmer 
waren bei der Demonstration (rege Beteiligung auch von 
Eltern und Kindern). Bei der anschließenden Kundgebung 
sprachen Vertreterinnen der Eltern, Erzieherinnen, GEW und 
des DGB. Den Verantwortlichen war danach klar, daß diese 
Demonstration erst ein Auftakt für zukünftige Abwehrkämpfe 
sein konnte. 

Der Aktionsausschuß wird zurzeit von der GEW unterstützt, 
die ÖTV hält sich ganz raus. Da sie vor einigen Jahren Ärger 
mit aktiven Sozialarbeitern hatte, hält sie es jetzt für besser, 
positive Ansätze, die da sind, erst gar nicht zu unterstützen. 
Seit Jahren gibt es keine Fachabteilung und keine Mitglieder- 
versammlungen. Auf Grund des niedrigen Organisationsgra- 
des (nur Ca. 10 Prozent aller im Sozialbereich Tätigen sind in 
einer Gewerkschaft) kann sich die ÖTV ihr Verhalten 
herausnehmen. Sie weiß, hinter den Protesten der Mitglieder 
steht keine Kraft, wie bei den Müllwerkern oder Straßenbah- 
nern. 

Wir aktiven Gewerkschaftskolleginnen versuchen momen- 
tan in den Bezirken, mehr Eltern und Kolleginnen in den 
Kampf gegen die Sparmaßnahmen einzubeziehen. Erst wenn 
auch aus den kirchlichen Einrichtungen (die die überwiegen- 
de Anzahl der Kindertagesstätten stellen) genug Eltern und 
Erzieherinnen mitziehen, werden wir einen Schritt weiter auf 
Stadtebene kommen. Gleichzeitig versucht der Stadtelternrat 
zu anderen Stadtelternräten in NRW Kontakt aufzunehmen, 
damit in absehbarer Zeit die Landesregierung mehr unter 
Druck gesetzt werden kann. 

Die ,JUciHensdimiede des Hamburger Proletciricits" 
75 Jahre Hamburger Gewerkschaftshaus 

*In der Geschichte der Hamburger Arbeiterbewegung steht 
der 15. Februar 1982 rot eingetragen: an diesem Tag beging 
der DGB die 75-Jahr-Feier des Gewerkschaftshauses am 
Besenbinderhof. Die Arbeiter der Hansestadt an der Elbe 
begingen den Tag wie ein Fest, die bewaffneten Polizeibüttel 
des Senats wie den Beginn einer Schlacht. Aber die sie 
befehligten, kamen nicht zum Zuge; die Arbeiter, die die 
Innenstadt beherrschten, gaben niemandem eine Veranlas- 
sung, einzugreifen. Aus dem Hafenviertel und den Vorstädten 
strömten sie herbei. Von dem Kuppelturm des imposanten 
Gewerkschafshauses wehte stolz die rote Fahne. Tausende, - die i n  den großen Sälen keinen Platz mehr gefunden hatten, 
warteten im Freien, i n  der Hoffnung, den DGB-Vorsitzenden 
Vetter am Schluß des Festaktes noch zu sehen. Von der klugen 
Rede Vetters bleibtden klassenbewußten Arbeitern besonders 
ein Ausspruch i n  Erinnerung:, Waffenschmiede des Hambur- 
ger Proletariats.'So nannte Vetter dies Haus der Arbeiter. Hier 
sollen die Waffen für den Sieg der Arbeiterklasse geschmiedet 
werden. Das Haus soll eine Rüstkammerdes Sozialismus sein, 
das Hauptquartier des kämpfenden Volkes.. 

Ihr glaubt das nicht? Die Geschichte stimmt - mit zwei 
Ausnahmen: zugetragen hat sie sich am 29. Dezember 1906 
bei der Einweihung des Gewerkschaftshauses, der Redner 
hieß August Bebel. Ansonsten ist sie nahezu wörtlich dem 
Buch von Willi Bredel ,>Unter Türmen und Masten.' 
entnommen. Unwillkürlich erinnert man sich dabei an dieviel- 
zitierten Worte von Marx: -Hege1 bemerkt irgendwo, daß alle 
großen weltgeschichtlichen Tatsachen und Personen sich 
sozusagen zweimal ereignen. Er hat vergessen hinzuzufügen: 
das eine Mal als Tragödie, das andere Mal als Farce.ff2 

75 Jahre später die wirkliche Geschichte der Gedenkfeier: 
eine Farce. Am 15. Februar dieses Jahres lud der DGB ein - 

allerdings nicht die Kollegen; die wußten nicht einmal davon. 
sondern die politische Prominenz der Hansestadt. Dazu noch 
ein paar Repräsentier-Kollegen. (Die IG Druck und Papier 
erhielt ganze sechs Karten!) Finanziert wurde die Feier von 
Baufirmen, die das Haus in den letzten Jahren renoviert haben. 

1 Willi Bredel, Unter Türmen und Masten, Aufbau Verlag (DDR) 1977, 
S. 219 ff 

2 Karl Marx, Der achtzehnte Brumaire des Louis Bonaparte, MEW 8, C. 115 



Es muß wohl Meinungsverschiedenheitenim DGB-Kreisvor- 
stand darüber gegeben haben, denn der DG6 ließ bei den 
Einzelgewerkschaften anfragen, was sie von einem .Tag der 
offenen Tür. am Tag nach der Feier hielten. Wahrscheinlich 
weiß auch nur der Kreisvorstand, was aus dieser Idee 
geworden ist. Dieser Vorschlag ist verständlich, denn die 
Kollegen sind immer „draußen vor der Tür.. 

So tagt die Delegiertenversammlung der IG Druck und 
Papier nicht mehr im Gewerkschaftshaus. Der Grund: die 
Räumlichkeiten sind verpachtet, zum Teil an die Holsten- 
Brauerei. Daher müssen die Gewerkschaften für die 
Benutzung .ihrer- Räume zahlen. Und die Preise sind so hoch, 
daß die Delegierten der IG Druck und Papier sich nun im 
.Haus des Sports<< treffen. Umgekehrt war es möglich, daß 
sich 1980 die neofaschistische DVU über die Holstenbrauerei 
Räume im Gewerkschaftshaus mieten konnte. (Nur in letzter 
Minute wurde das - nicht zuletzt durch die Mobilisierung 
vieler Kollegen wen unten- - verhindert.) Nun folgeredaraus 
aber keiner, daß der DGB mit den Kollegen nichts mehr im 
Sinne habe. In einer gezielten Aktion will er sich demnächst 
wieder den .werktätigen Massen. zuwenden: auf der Hambur- 
ger Verbrauchermesse >>Du und Deine Welt. hat er für 30.000 
Mark einen Stand gemietet. Das ist die ~,Arbeiterpolitik. des 
DGB. Man könnte ungebrochen über diese Farce lächeln. 
wäre ihr nicht eine Tragödie vorangegangen - nämlich 1933. 
Wilhelm Hoegner, ehemaliger Reichstagsabgeordneter der 
SPD, beschreibt in seinem Buch .Flucht vor Hitler- den 
Untergang 1933: 

>>Der Hamburger Parteisekretär Meitmann, sonst ein rühri- 
ger, unermüdlicher Genosse, ein schneidiger Draufgänger, 
war anscheinend schon vor Tagen zusammengeklappt. Er hat- 
te aus Verzweiflung, Überarbeitung oder infolge plötzlichen 
Kurzschlusses seiner gesunden fünf Sinne für meine 
Versammlung kein einziges Plakat anschlagen lassen. Das war 
mir in ganz Deutschland noch nie vorgekommen, aberich hielt 
mich gar nicht mehr darüber auf, organisatorische Maßnah- 
men bedeuteten jetzt nichts. 

Am Abend war trotzdem der riesige DoppelsaaIbeiSagebiel 
überfüllt. Ich nahm kein Blatt vor den Mund und ging auch auf 
den Reichstagsbrand ein. Als Jurist, bemerkte ich, müsse ich 
bei jedem Verbrechen die Frage stellen, wem es von Nutzen 
sei. Hätten die Kommunisten den Brand gelegt, so wäre es von 
ihnen eine Riesendummheit, ja ihr politischer Selbstmord 
gewesen. Man sei von ihnen manches gewöhnt, aber eine 
solche Trottelhaftigkeit könne ihnen ihr schlimmster Feind 
nicht zutrauen. Von größtem Nutzen dagegen sei der Reichs- 
tagsbrand für die Nationalsozialistische Partei.. . Bei diesen 
Worten brach ein Beifallsturm los, wie ich ihn beiden nüchter- 
nen und allen Gefühlsäußerungen abgeneigten Hamburger 
Arbeitern noch nie erlebt hatte. Ich konnte kaum mehr weiter- 
sprechen. lmmer wieder schrien die zehntausend Menschen 
auf, und von neuem erhoben sie sich von ihren Sitzen, als ich 
die dreiste Verleumdung der Sozialdemokratie durch Göring 

zurückwies und mit der Forderung nach Erhaltung des 
Rechts- und Verfassungsstaates schloß. Nach mir riß der 
Spitzenkandidat des Hamburger Wahlkreises, der vormalige 
Staatssekretär Staudinger, die versammelte Menge durch eine 
feurige Schlußansprache nochmals zu Beifallsstürmen hin. 
Die Versammlung bewies, daß in Hamburg die beste sozial- 
demokratische Parteiorganisation des Reiches noch immer 
unerschü ttert stand. Sie hatten sich in allen Wahlenderletzten 
Jahre behauptet, weder Kommunisten noch Nationalsoziali- 
sten brachen in unsere Reihen ein. Im ..Reichsbanner* waren 
viele Tausende junger, kräftiger Menschen, die Blüte der 
Hamburger Arbeiterschaft. Ich kannte diese schweren ernsten 
Männer von der Wasserkante und schätzte sie hoch. Sie 
schwankten nicht wie Schilfrohr im Winde, wer ihr anfäng- 
liches Mißtrauen überwunden, wer sie einmal zu Freunden 
gewonnen hatte, mit dem gingen sie durch dick und dünn. 
Wären ihnen Waffen zur Verteidigung der Demokratie 
gegeben worden, sie hätten gekämpft bis zum letzten Mann. 

Um so furchtbarer war der Eindruck, den ich nach der Ver- 
sammlung in einer Sitzung der Partei- und Gewerkschaftsvor- 
stände Hamburgs bekam. Eben wurde im Radio die berüchtig- 
te Verordnung der Reichsregierung vom 28. Februar 1933 
bekanntgegeben, durch die alle Grundrechte der Verfassung 
aufgehoben wurden und an die Stelle des Rechtes die Polizei- 
willkür trat. Der Vorsitzende der Hamburger Gewerkschaften, 
Ehrenteit, schien über diese Verordnung den Kopf verloren zu 
haben. Er rannte händeringend umher und rief in einem fort, 
daß mit der Aufhebung des verfassungsmäßigen Schutzesdes " 
Eigentums das Vermogen der Gewerkschaften verloren sei. 
lmmer wieder versuchte er, spät in der Nacht, telefonische 
Verbindung mit dem Hauptvorstand der Gewerkschaften in 
Berlin zu bekommen. Er erhielt keine Antwort und glaubte 
deshalb, das Berliner Büro sei schon von SA besetzt. ..Ohne 
Berlin kann ich nichts machen.., stöhnte er einmal um das 
anderemal, sich darf nicht handeln auf eigene Faust... Das war 
echt deutsche bürokratische Art. Der Widerstand gegen 
verfassungswidrige Gewalt wurde zu einer Frage der 
Zuständigkeit. Ich hatte in der Sitzung nichts verloren und 
ging vorzeitig weg. Einige Tage später wunderte ich mich nicht 
darüber, daß Hamburg, das stolze, rote Hamburg, der Wahl- 
kreis lgnaz Auers, zuerst dem wilden Ansturm der SA wider- 
standslos erlegen war.. 

DernVorwärtscc beschreibt die weitere Entwicklung: ,>Am 2. 
Mai 1933 um zehn Uhr wird auch das Hamburger Gewerk- 
schaftshaus von SA und SS besetzt, die führenden Gewerk- 
schafter werden verhaftet. Die freien Gewerkschaften werden 
gewaltsam zerschlagen, ihr Besitz und Vermögen beschlag- 
nahmt.. Doch der =Vorwärts. verschweigt in seinem Artikel 
über die 75-Jahre Gewerkschaftshaus die Vorgeschichte, die 
Ursachen dieser Tragödie, und er verschweigt die Farce der 
Gedenkfeier. So werden Voraussetzungen geschaffen, daß ; 
der Farce wieder eine Tragödie folgen kann. 

Waldemar Bolze 
Der Weg der Gewerkschaften 
Aus der Geschichte des zweimaligen Zusamrnen- 
bruchs der Gewerkschaftsinternationale . Proieta- 
rischer Internationalismusoder nationale Beschränkt- 
heit . Die Arbeiterklasse beginnt sich wieder zu 
sammeln . Demokratie oder Diktatur . Geschrieben 
noch in der Emigration, Frankreich 1946, Vorwort 
1970 /77. 181 ,%/Klebebindung, 6,00 

Der Zusammenbruch der Welmarer Republik - 
und was welter? 
Analyse der politischen Situation Ende 1932, Erstaus- 
gabe Straßburg 1932. Nachdruck 

27 S. /Broschur, 150 
August Thalheimer 
~ l e  Grundlagen der Einschätzung der Sowjetunlon 
Die SU von heute und die sozialistische Revolution in 
fortgeschrittenen kapitalistischen Ländern . 1946 . 
Nachdruck, mit einem Vorwort der Gruppe Arbeiter- 
politik von 1952 43 S./Broschur, 2,00 

A. Enderle, H. Schreiner, J. Walcher, E. Weckerle 

..Für Gewerkschaftsmitglieder, die spüren, daß die Organi- 
sation nicht nur Versicherung für Notfälle, sondern mehr sein 
muß, kann das  rote Gewerkschaftsbuch~ eine Orientierungs- 
hilfe auch für heute noch auftretende Fragen sein.. 
(Aus dem *Vorwort zur Neuherausgabe-) 
Vollständiger Nachdruck der Broschüre >)Das rote Gewerk- 
schaftsbuch~ aus dem Jahre 1932. 192 Seiten, Inhaltsver- 
zeichnis, Einleitung und ein Vorwort zur Neuherausgabe. 
Klebebindung, Format 14,s X 21,O cm, Preis 6,- DM. 

GESELLSCHAFT 
ZUR FÖRDERUNG DES STUDIUMS DER 

ARBEITERBEWEGUNG e.Y 
Pbstfach 15 02 47 2 8 M  Rremen 15 


	arpo-3-1982-2558.tif
	arpo-3-1982-2559.tif
	arpo-3-1982-2560.tif
	arpo-3-1982-2561.tif
	arpo-3-1982-2562.tif
	arpo-3-1982-2563.tif
	arpo-3-1982-2564.tif
	arpo-3-1982-2565.tif
	arpo-3-1982-2566.tif
	arpo-3-1982-2567.tif
	arpo-3-1982-2568.tif
	arpo-3-1982-2569.tif
	arpo-3-1982-2570.tif
	arpo-3-1982-2571.tif
	arpo-3-1982-2572.tif
	arpo-3-1982-2573.tif
	arpo-3-1982-2574.tif
	arpo-3-1982-2575.tif
	arpo-3-1982-2576.tif
	arpo-3-1982-2577.tif

